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Torsten Burmester 
Oberbürgermeister  
der Stadt Köln

4 5

Liebe Kolleg*innen,

viele Menschen in Köln wünschen sich ein-
fache und gut zugängliche Möglichkeiten, 
um an der Gestaltung ihrer Stadt mitzu-
wirken, und fordern diese zunehmend ein. 
Auch wir als Verwaltung merken: Eine so 
große Stadt wie Köln lässt sich nicht mehr 
zentral planen und steuern, sondern lebt 
von der Einbindung der Menschen vor Ort. 
Schließlich verfügen sie oft über beson-
deres Wissen, von dem wir als Verwaltung 
profitieren. Dieses Wissen mit fachlicher 
Expertise zu verknüpfen, zeichnet umset-
zungsfähige Projekte aus.

Unsere Erfahrungen zeigen, dass eine  
qualifizierte, also gut gemachte, Beteiligung 
der Kölner*innen die Chance auf bessere 
Ergebnisse und höhere Akzeptanz bietet. 

Als verbindliches Rahmenwerk hat der 
Stadtrat am 18. Juni 2020 die Leitlinien für 
Öffentlichkeitsbeteiligung der Stadt Köln 
beschlossen. Sie sind das Ergebnis der 
Zusammenarbeit zwischen Bürger*innen, 
Politik und Verwaltung und sorgen dafür, 
dass Beteiligung auf einer klaren und  
verlässlichen Grundlage stattfindet. Das 
meinen wir als Verwaltung, wenn wir von 
„Systematischer Öffentlichkeitsbeteiligung 
in Köln“ sprechen. 

Die Leitlinien legen fest, wie Verfahren 
strukturiert werden, welche Qualitätsstan-
dards gelten und dass jedes Verfahren in 
einem Beteiligungskonzept beschrieben 
sein muss.

Die vorliegende Praxishilfe unterstützt Sie 
bei der Planung, Durchführung und dem 
Abschluss einer Beteiligung (Kapitel 2, 3 
und 4). Mit den drei Phasen orientiert sie 
sich am Projektmanagement-Handbuch 
der Stadt Köln. Die Inhalte werden durch 
Verweise auf Werkzeuge, Arbeitshilfen und 
Praxisbeispiele im Intranet und auf dem 
städtischen Beteiligungsportal ergänzt.

Diese 2. Fassung wurde gemeinsam mit 
Ihnen überarbeitet, auf das Wesentliche 
reduziert und verständlicher gestaltet. Ihre 
praktischen Erfahrungen und Fragen sind 
eingeflossen, und auch künftig freuen wir 
uns über Ihre Rückmeldungen – ganz im 
Sinne von: gemeinsam erfolgreich!

Ihr Team des Büros für 
Öffentlichkeitsbeteiligung 
der Stadt Köln

Liebe Kolleg*innen,

Köln verändert sich: Unsere Stadt wächst, wird vielfältiger und steht 
vor neuen Herausforderungen. Um diese Aufgaben gut zu bewältigen, 
brauchen wir die Menschen, die hier leben. Ihre Erfahrungen, ihre 
Ideen und ihre Perspektiven machen Köln aus, bereichern unsere 
Arbeit und geben wichtige Impulse für die Zukunft unserer Stadt.

Ich bin davon überzeugt, dass die Verankerung von Öffentlichkeits-
beteiligung in unseren kommunalen Planungs- und Entscheidungs-
prozessen der richtige Weg ist. Gut gestaltete Beteiligungsverfahren 
schaffen Klarheit, helfen uns, unterschiedliche Interessen frühzeitig 
zu verstehen und bieten Raum für einen offenen Austausch. Sie 
sind damit eine wichtige Voraussetzung für das Vertrauen zwischen 
Stadtgesellschaft, Politik und Verwaltung – ein Vertrauen, das unsere 
Demokratie lebendig und widerstandsfähig hält.

Die vorliegende Praxishilfe 2.0 unterstützt Sie, liebe Kolleg*innen, 
dabei, Beteiligungsverfahren gut vorzubereiten, zielgruppenorien-
tiert zu gestalten und fundiert auszuwerten. Damit stärkt sie nicht 
nur die Qualität unserer Verfahren, sondern auch die Zusammen-
arbeit über Fach- und Amtsgrenzen hinweg. 

Ich lade Sie alle herzlich ein, die Möglichkeiten dieser Praxishilfe 
und das Unterstützungsangebot des Büros fürs Öffentlichkeits- 
beteiligung zu nutzen. Ich freue mich, mit Ihnen gemeinsam die  
Beteiligungskultur in Köln weiter voranzubringen. 

Mit herzlichen Grüßen

Torsten Burmester
Oberbürgermeister der Stadt Köln

Gemeinsam erfolgreich



Wichtige Links 

Arbeitshilfen wie Vorlagen und Muster 
… finden Sie im Intranet der Stadt Köln unter » Themen » Bürgerservice & Presse  
» Öffentlichkeitsbeteiligung

Das städtische Beteiligungsportal  
… ist seit 2019 die zentrale digitale Plattform für Öffentlichkeitsbeteiligung 
in Köln: Online-Beteiligungen, Informationen über Beteiligungsmöglichkeiten, 
Hinweise auf Vor-Ort-Beteiligungen und vieles mehr sind dort zu finden: 
www.meinungfuer.koeln

Das Ratsinformationssystem der Stadt Köln  
… bündelt alle Informationen rund um die Arbeit des Stadtrates, 
der fachlichen Ausschüsse und der Bezirksvertretungen:
https://ratsinformation.stadt-koeln.de

Legende

Praxistipps: Erfahrungswerte aus der Praxis finden Sie als Info-Kästen zu den 
jeweiligen Themen in der Praxishilfe.

Exkurs: Kurze zusätzliche, vertiefende oder ergänzende Informationen zu  
einem bestimmten Thema finden Sie als Exkurs.

Intranet-Info: Die Praxishilfe ist eine bereichsübergreifende Grundlage für die 
Themen Bürger*innen- und Öffentlichkeitsbeteiligung und geht auf die Bedürf-
nisse der verschiedenen Fachbereiche unserer Verwaltung ein. Wir verweisen 
an den entsprechenden Stellen auf das Intranet, wo detaillierte Informationen 
und konkrete Muster und Arbeitshilfen zu finden sind.

Barrierefreiheit: Um Beteiligungsangebote für alle Menschen zu machen, ist 
ein Kernthema, das immer wieder in der Praxishilfe berücksichtigt wird, das der 
Barrierefreiheit. An entsprechenden Stellen in der Praxishilfe finden Sie daher 
das Icon, das auf das Thema Barrierefreiheit hinweist.

Phasen: Der Inhalt der Kapitel 2, 3 und 4 orientiert sich mit den Phasen 
„Planung, Durchführung und Abschluss“ am Projektmanagement-Handbuch 
der Stadt Köln. Die jeweilige Phase ist auf den entsprechenden Seiten oben 
links genannt.

7 Schritte: Die Phase „Planung einer Beteiligung“ ist in 7 Schritten beschrieben. 
In Kapitel 2 gibt Ihnen der Hinweis oben links Orientierung, welcher Schritt 
gerade thematisiert wird.

Ergebnis: Am Ende jedes Schrittes finden Sie das Ergebnis des jeweiligen 
Schrittes.

Glossar: Auf den letzten Seiten finden Sie die wichtigsten Erklärungen zu den 
verwendeten Begriffen.
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Öffentlichkeitsbeteiligung, Partizipation 
und Bürger*innenbeteiligung – Begriffe, 
die heute zum Wortschatz nahezu jeder 
Verwaltung gehören. Diese kann entweder 
gesetzlich vorgeschrieben und damit ver-
pflichtend sein (zum Beispiel im Rahmen 
der Bauleitplanung nach §3 BauGB) oder 
freiwillig durchgeführt werden.

Wir als Verwaltung in Köln verwenden die 
Bezeichnung Öffentlichkeitsbeteiligung, 
weil wir damit alle Kölner*innen einbe-
ziehen und ansprechen wollen, also auch 
Menschen, die den Status „Bürger*in“ aus 
verschiedenen Gründen (noch) nicht haben. 
Gerade städtische Vorhaben eignen sich 
besonders für Beteiligung, weil kommunale 
Planungen und Projekte in der Regel direk-
te und spürbare Auswirkungen auf die All-
tagswelt haben. Kölner*innen werden daher 
schon seit vielen Jahren auf vielfältige Weise 
und über das gesetzlich vorgeschriebene 
Maß hinaus in unsere städtischen Vorhaben 

einbezogen (sogenannte informelle  
Öffentlichkeitsbeteiligung). 

Schließlich gibt es gute Gründe dafür, die 
Kölner*innen zur Beteiligung einzuladen:

Kölner*innen möchten sich an der Gestal-
tung ihrer Stadt beteiligen und fordern dies 
im Zweifel auf anderem Wege ein
Der Wunsch nach mehr Mitsprache steigt 
allerorts und die gesellschaftliche Ablehnung 
gegenüber „von oben“ verordneten Planun-
gen nimmt zu. Kölner*innen organisieren 
sich nicht selten in zivilgesellschaftlichen 
Initiativen, um auf städtische Vorhaben 
Einfluss zu nehmen. Die Menschen vor Ort 
möchten, dass ihre Stimme gehört wird. 
Weil wir als Verwaltung im Auftrag der 
Stadtgesellschaft und damit im Sinne der 
Allgemeinheit arbeiten, wollen wir die  
Wünsche und Bedarfe der Kölner*innen  
hören und bestmöglich in unseren  
Projekten berücksichtigen.

1.1 Warum Öffentlichkeitsbeteiligung wichtig ist

Die Perspektiven der Kölner*innen berei-
chern die Planungen unserer Verwaltung 
und ermöglichen bedarfsgerechte und 
nutzendenzentriert Planungen 
Verwaltungsmitarbeitende, Ratsmitglieder, 
Investor*innen, lokale Unternehmer*innen 
sowie Kölner*innen: Sie alle haben unter-
schiedliche Sichtweisen auf unsere Stadt. 
Durch das aktive Einbeziehen dieser Per-
spektiven gewinnen wir wichtige Impulse 
und Erkenntnisse für unsere städtischen 
Projekte. Nutzen Sie das Wissen und die 
Erfahrungen der verschiedenen Akteur*innen 
sowie gegebenenfalls auch die ortsbezo-
genen Kenntnisse der Betroffenen für Ihr 
Projekt. Dies verbessert die Qualität und  
Akzeptanz sowie die Identifikation der 
Stadtgesellschaft mit städtischen Vorhaben.
 
Beteiligung ist ein Frühwarnsystem für 
Vorbehalte und Konflikte
Ist Öffentlichkeitsbeteiligung schon von  
Anfang an ein systematischer Bestandteil 
städtischer Vorhaben, können Konflikte  
frühzeitig erkannt werden. Nur wenn Ihnen 
die Interessen, Positionen und Konfliktlinien 
bekannt sind, können Sie gute Lösungen 
finden.

Beteiligung wirkt Verzögerungen und  
Kostensteigerungen entgegen
Gerade auch bei kritisch diskutierten Vor-
haben ist die Beteiligung ein wichtiger 
Erfolgsfaktor. Denn ohne aktive Beteiligung 
riskieren Sie, dass Kölner*innen sich auf 
anderem Wege Gehör verschaffen. Pro-
teste können wichtige Projekte verzögern 
oder sogar verhindern. Das kann viel Geld 
und Zeit kosten und Ihren Projektfortschritt 
behindern. Konflikte auszusitzen, bringt in 
der Regel wenig. Wenn Sie die Kölner*innen 
allerdings zum Dialog einladen und mit-
nehmen, können Sie drohenden Eskala- 
tionen entgegenwirken und die Legiti- 
mation städtischer Vorhaben steigern.

Beteiligung kann Ko-Kreation 
anstoßen und Stadtgesellschaft 
in Mitverantwortung nehmen
Die Beteiligung von Kölner*innen fördert 
innovative Ideen. Indem Lösungen gemein-
sam entwickelt werden, steigt die Akzep-
tanz, was gleichzeitig die Ressourcen der 
Verwaltung schonen kann. So lassen sich 
beispielsweise Verzögerungen reduzieren. 
Zudem erhalten Sie so die Möglichkeit, Ver-
antwortung abzugeben.

Beteiligung macht Demokratie erfahrbar
In Beteiligungsverfahren nehmen Kölner*in-
nen aktiv an unserer Demokratie teil. Durch 
Öffentlichkeitsbeteiligung und die damit 
verbundene Offenheit für Dialoge ermög-
lichen wir den Kölner*innen, die Komplexi-
tät und Konflikthaftigkeit von Themen zu 
erfahren, mit denen Verwaltung und Politik 
häufig konfrontiert sind. Gemeinsam gehen 
wir so in Köln neue Wege: für eine produk-
tive politische Streitkultur, konstruktiven 
Austausch und Kompromisse.

Öffentlichkeitsbeteiligung lohnt sich – 
wenn sie gut gemacht wird – für unsere 
Verwaltung, die Politik und die Stadtgesell-
schaft. Deswegen hat der Rat die Leitlinien 
für Öffentlichkeitsbeteiligung beschlossen: 
Weil Öffentlichkeitsbeteiligung in Köln mit 
klaren Zielen, Regelungen und Prozessen 
– eben systematisch – für städtische Vor-
haben und die Entwicklung unserer Stadt 
insgesamt genutzt werden soll.

Dazu muss sie so einladend und 
barrierefrei wie möglich gestaltet 
werden.

1. Kapitel
Grundlagen für Öffentlichkeitsbeteiligung in Köln
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1.2 Wann Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgreich ist und  
wie eine echte Beteiligungskultur entsteht

Unsere Leitlinien für Öffentlichkeitsbeteili-
gung geben Ziele, Regeln und Prozesse vor. 
Doch damit eine echte Beteiligungskultur 
entsteht, braucht es von uns als Verwaltung 
den echten Willen, mit Menschen oder 
Gruppen mit unterschiedlichen Blickwinkeln 
und Interessen ins Gespräch zu kommen. 
Ebenso wichtig ist ein echtes Interesse an 
anderen Positionen.

Dazu gehört, grundsätzlich allen 
Menschen in all ihrer Verschieden-
heit, mit ihren unterschiedlichen 
Stärken und Schwächen eine  
Beteiligung zu ermöglichen und  
im Weg liegende Barrieren aus  
dem Weg zu räumen. 

Nur wenn alle Beteiligten offen, respektvoll 
und konstruktiv miteinander umgehen, kann 
eine Beteiligungskultur entstehen.  
 
Kurz: Offenheit ist eine Haltung, die positiv 
zu einem produktiven Miteinander in  
Beteiligungsverfahren beiträgt. 

Doch wie gelingt das am besten in der Praxis? 
Das erfahren Sie in unserem Praxistipp:

Praxistipp: Offenes Miteinander 

Transparenz von Informationen
Stellen Sie die wichtigen Informationen für Ihre Zielgruppen von sich aus frei und 
leicht verständlich zur Verfügung. So positionieren Sie sich als vertrauensvolle und 
souveräne Quelle. Offenheit bedeutet auch, gut erreichbar und ansprechbar zu sein.

Kontinuierliche Information
Damit es nicht zu Missverständnissen kommt, sollten alle Interessierten befähigt  
werden, sich mit dem Thema auseinanderzusetzen. Kommunizieren Sie daher  
proaktiv. Auch Zwischenstände, Entwürfe oder kontroverse Pläne sind relevant. 
Trauen Sie der Öffentlichkeit zu, sich ihr eigenes Bild zu machen.

Ergebnisoffenheit
Offenheit bedeutet auch, sich frei von Vorurteilen sowie eigenen Erwartungen zu 
machen und ergebnisoffen in eine Beteiligung zu gehen. Öffentlichkeitsbeteiligung 
kann unerwartete oder überraschende Ergebnisse liefern. Diese können, aus einem 
anderen Blickwinkel betrachtet, wertvolle Erkenntnisse für das Vorhaben mit sich 
bringen.

Konstruktive Kritik
Bleiben Sie auch für kritische Rückmeldungen zum Vorhaben erreichbar. So erkennen 
Sie, was anderen Akteur*innen wichtig ist – und können Ihr Vorhaben sowie das 
Beteiligungsverfahren gezielt darauf abstimmen. Zudem ermöglicht Ihnen ein  
konstruktiv-kritischer Austausch, dass auch Ihre eigenen Überlegungen von  
anderen Akteur*innen verstanden werden.

Flexibilität
Wenn sich im Laufe einer Öffentlichkeitsbeteiligung zeigt, dass andere Beteiligungs-
methoden besser geeignet sind, müssen Sie umlenken können. Machen Sie dabei 
aber immer transparent, dass sich etwas am Vorgehen ändert und warum.

Ehrlichkeit
Verstellen Sie sich nicht und geben Sie ehrlich Auskunft. Authentische Aussagen  
und Darstellungen in der Öffentlichkeitsbeteiligung sind oft die Voraussetzung für 
wechselseitiges Verstehen, Vertrauen und Akzeptanz.
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1.3 Wie mit einer Öffentlichkeitsbeteiligung die „Richtigen“  
erreicht werden

Idealerweise werden Entscheidungen mit 
breiter gesellschaftlicher Unterstützung ge-
troffen. Vielfach gibt es zu städtischen Vor-
haben aber auch gegensätzliche Ansichten 
und Standpunkte. Dann ist es wichtig, dass 
alle Interessen und Positionen in dem  
Beteiligungsprozess angesprochen werden 
und in den Entscheidungsprozess ein-
fließen. Einzelmeinungen und -interessen 
sollten die Diskussion und Entscheidung zu 
einem Vorhaben jedoch nicht dominieren.

Öffentlichkeitsbeteiligung in Köln soll ins-
besondere die betroffenen Zielgruppen zur 
Mitwirkung einladen und aktivieren. Die 
unterschiedlichen Sichtweisen und die 
Qualität der Beiträge sind oft wichtiger als 
die reine Anzahl der Beteiligten. Je nach-
dem, welche Methoden und Diskussions-
regeln wir als Verwaltung einsetzen und 
vereinbaren, machen wir ihnen eine Beteili-
gung leicht. Damit ermöglichen wir es auch 
weniger durchsetzungsstarken Stimmen, 
gehört zu werden.

Interessensvielfalt ist oft eine Herausforde-
rung. Auf der einen Seite hilft die Öffentlich-
keitsbeteiligung dabei, verschiedene  

Perspektiven und Interessen transparent 
und sichtbar zu machen. Doch auch ein  
guter Beteiligungsprozess kann keine  
Konflikte verhindern. Er unterstützt in  
jedem Fall alle Beteiligten darin, einen 
konstruktiven Umgang mit den Konflikten 
zu finden. Dafür ist vor allem die ehrliche 
Abwägung zwischen den verschiedenen 
Argumenten und Interessen von großer 
Bedeutung – sowohl innerhalb unserer 
Verwaltung als auch in der anschließenden 
politischen Diskussion und Entscheidung. 

Genauso wichtig ist es, diesen Abwägungs- 
prozess für alle Beteiligten transparent zu 
machen und die Gründe für eine Entschei-
dung verständlich zu vermitteln. Informieren 
und kommunizieren Sie daher offen und 
regelmäßig den aktuellen Stand und die 
wichtigsten nächsten Schritte.

Für eine gelingende Öffentlichkeitsbetei-
ligung ist ein strukturiertes Vorgehen von 
entscheidender Bedeutung. Deshalb geben 
die Leitlinien für Öffentlichkeitsbeteiligung 
vor, dass die Planung eines Beteiligungs-
verfahrens in einem Beteiligungskonzept 
beschrieben wird. 

1.4 Warum ein durchdachtes Beteiligungskonzept  
unverzichtbar ist

Mit einer klaren und gut durchdachten 
Schrittfolge lässt sich für jedes Vorhaben 
ein passgenaues Beteiligungskonzept  
entwickeln.

Dabei erfüllt Ihr Beteiligungskonzept  
mehrere wichtige Aufgaben:

Klarheit schaffen: Durch die systematische 
und schrittweise Erarbeitung gewinnen 
Sie wichtige Erkenntnisse und einen guten 
Überblick über alle Faktoren, die für den 
Erfolg Ihres Vorhabens entscheidend sind.

Grundlage für Entscheidungen: Das  
Beteiligungskonzept dient als Basis für  
die Diskussion und den Beschluss im 
zuständigen politischen Gremium. Falls 
nötig, können Sie dem Gremium auch  
verschiedene Varianten oder Alternativen 
für das Vorgehen vorstellen.

Verbindlicher Auftrag: Ein beschlossenes 
Beteiligungskonzept ist der offizielle 
Auftrag zur Umsetzung der Öffentlich-
keitsbeteiligung. Gleichzeitig informiert 
es alle Beteiligten – in der Politik, 

Stadtgesellschaft und Verwaltung – über 
die geplanten Schritte. Durch den poli-
tischen Beschluss entsteht von Anfang 
an für alle Beteiligten Verfahrenssicher-
heit über die wichtigsten Eckpunkte des 
Beteiligungsverfahrens.

Wichtig ist: Die Planung der Öffentlich-
keitsbeteiligung sollte genauso sorgfältig 
und systematisch erfolgen wie die Planung 
des gesamten Projekts. Berücksichtigen 
Sie dabei die städtischen Projektmanage-
mentstandards, die im Projektmanagement-
Handbuch dargestellt sind. So sind alle Auf-
gaben, Verantwortlichkeiten, Termine und 
Ressourcen klar geregelt, was den Erfolg 
des Beteiligungsverfahrens sichert.

Kurz gesagt: Das Beteiligungskonzept ist 
das Fundament jedes Beteiligungsver-
fahrens. Deshalb bilden die „7 Schritte der 
Öffentlichkeitsbeteiligung“ im Kapitel 2 
den Schwerpunkt dieser Praxishilfe. Dort 
erfahren Sie alles, was Sie zur Planung 
eines passenden Beteiligungsverfahrens für 
Ihr Vorhaben benötigen und wie Sie damit 
ein Beteiligungskonzept erstellen.



1.5 Unser Ansatz und Weg hin zu einer systematischen  
Öffentlichkeitsbeteiligung

Zur Stärkung unserer Beteiligungskultur 
hat der Rat der Stadt Köln bereits im Jahr 
2015 den Weg hin zu einer systematischen 
Öffentlichkeitsbeteiligung bereitet. In einem 
breit angelegten, trialogischen Prozess 
durch Verwaltung, Politik und Stadtgesell-
schaft wurden dazu die Grundlagen entwi-
ckelt und in einer Pilotphase erprobt. Darauf 
aufbauend hat der Rat 2020 die Leitlinien 
für Öffentlichkeitsbeteiligung verbindlich 
beschlossen und zugleich festgelegt, dass 
diese reflektiert, evaluiert und im Bedarfsfall 
angepasst und weiterentwickelt werden. 
Ab November 2025 werden die Leitlinien in 
allen politischen Gremien angewandt.

Der Kölner Anspruch an eine systemati-
sche Öffentlichkeitsbeteiligung ist hoch:

•	Als Grundlage und Bringschuld werden 
Beschlussvorlagen unserer Verwaltung 
routinemäßig um eine begründete  
Empfehlung für oder gegen eine  
Öffentlichkeitsbeteiligung ergänzt  
(Anlage Öffentlichkeitsbeteiligung).  
(Verweis: siehe Kapitel 2, Schritt 1)

•	Unabhängig davon können Kölner*innen 
zu allen Beschlussvorlagen unserer Ver-
waltung eine Öffentlichkeitsbeteiligung 
anregen (Anregungsrecht).

•	Entscheidet das zuständige politische 
Gremium, dass eine Beteiligung durchge-
führt werden soll, schlägt die Verwaltung 
diesem ein passgenaues Beteiligungs-
verfahren vor. Dieses wird dem jeweiligen 
Gestaltungsspielraum, der Komplexität 
und den projektspezifischen Bedingungen 
gerecht. (Verweis: siehe Kapitel 2, Schritt 
1–5)

•	Das zuständige politische Gremium 
entscheidet damit über das „Ob“ und 
unter Berücksichtigung des Beteiligungs-
konzeptes auch über das „Wie“ der 
Öffentlichkeitsbeteiligung.

•	Die Verwaltung verantwortet und steuert 
den Umsetzungsprozess der Beteiligung. 
Die bei einer Beschlussvorlage feder-
führende Dienststelle koordiniert den 
Gesamtprozess.

•	Das zuständige politische Gremium  
verpflichtet sich mit der Beauftragung  
des Beteiligungsverfahrens, die Ergeb-
nisse der Beteiligung als eine der  
Entscheidungsgrundlagen zu nutzen. 
Eine inhaltliche Bindung ist damit aber 
nicht verbunden.

Ist die Durchführung, also das „Ob“ einer 
Öffentlichkeitsbeteiligung gesetzlich vor-
geschrieben und damit verpflichtend (zum 
Beispiel im Rahmen der Bauleitplanung 
nach §3 BauGB), aber das „Wie“ ist nicht 
gesetzlich geregelt, so gelten die Leitlinien 
für Öffentlichkeitsbeteiligung auch für 
diese Verfahren.

Das formelle Beteiligungsverfahren kann 
auch immer um ein freiwilliges Verfahren 
erweitert werden. Das empfehlen wir als 
Büro für Öffentlichkeitsbeteiligung vor  
allem dann, wenn das Vorhaben sehr  
komplex ist, es viel Konfliktpotenzial bietet 
und viele Menschen von dem Vorhaben  
betroffen sind. Das formelle Beteiligungs-
verfahren ist dann als „Mindestbeteiligung“ 
zu verstehen, die durch zusätzliche infor-
melle Beteiligungsverfahren ergänzt wird.

In Köln verstehen wir Öffentlichkeitsbeteili-
gung als eine Möglichkeit, wie Bürger*innen 
sich bei der Gestaltung ihrer Stadt einbrin-
gen können. Dabei ist uns wichtig, dass die 
Verwaltung offen und frühzeitig informiert 
und der Austausch im Dialog stattfindet. 
Öffentlichkeitsbeteiligung dient der Be-
ratung – sie ersetzt aber nicht die gesetz-
lichen Grundlagen kommunalpolitischer  
Entscheidungen. Diese sind in der Verfas-
sung und der Gemeindeordnung von  
Nordrhein-Westfalen geregelt. 

Das heißt: Ob und wie eine Beteiligung 
durchgeführt wird, und alle Entscheidungen 
zu städtischen Vorhaben liegen weiterhin 
bei den zuständigen politischen Gremien 
der Stadt (also dem Rat, einer seiner 
Fachausschüsse oder bei den Bezirksver-
tretungen).

Die Entscheidungshoheit der Politik
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Der Nutzen von Öffentlichkeitsbeteiligung, 
auch für die politischen Entscheidungs-
träger*innen, liegt vor allem darin, die 
Entscheidungsprozesse im Vorfeld um 
Perspektiven, Ideen und lokales Wissen 
aus der Stadtgesellschaft zu bereichern. 
Wichtig ist, dass die danach folgenden 
politischen Entscheidungen eine nach-
vollziehbare Begründung enthalten, wie die 
Beteiligungsergebnisse in die Entschei-
dungsfindung eingeflossen sind. 

Das fördert die Akzeptanz – vor allem dann, 
wenn die Entscheidung inhaltlich von den 
Ergebnissen aus der Öffentlichkeitsbeteili-
gung abweicht. 

Im Beteiligungsprozess sollte die Politik 
maximal als teilnehmende Beobachterin 
agieren, nicht aber selbst aktiv sein 
und Ergebnisse beeinflussen wollen. 
Sonst geraten Rollen und Verfahren 
durcheinander.

Exkurs: Verschiedene Formen von Demokratie und Teilhabe

Partizipative oder dialogische Demokratie = Öffentlichkeitsbeteiligung,  
über die wir hier in der Praxishilfe sprechen 
Hierbei geht es darum, dass die Bürger*innen aktiv in den politischen Entscheidungs-
prozess einbezogen werden. Sie werden von der Verwaltung eingeladen, ihre Meinung 
zu äußern, Vorschläge zu machen und an Diskussionen teilzunehmen, bevor eine  
Entscheidung getroffen wird. Öffentlichkeitsbeteiligung ist ein Beispiel dafür, wie  
Bürger*innen und Verwaltung in den Dialog treten, um gemeinsam Lösungen zu 
erarbeiten. 

Direkte Demokratie = Bürgerbegehren und Bürgerentscheide 
Dabei haben die Bürger*innen die Möglichkeit, selbst über politische Fragen zu 
entscheiden, ohne auf die Vertreter*innen im Parlament angewiesen zu sein. In Köln 
und anderen Städten in NRW können Bürger*innen durch Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheide direkt Einfluss auf kommunalpolitische Entscheidungen nehmen. 
Wenn genug Unterschriften gesammelt werden, können Bürger*innen ein Thema zur 
Abstimmung bringen und so eine Entscheidung herbeiführen. Dies ist ein wichtiger 
Bestandteil lebendiger Demokratie und ermöglicht es den Menschen, direkt über 
Themen, die sie betreffen, mitzuentscheiden. 

Repräsentative Demokratie = Wahlen  
Dabei wählen die Bürger*innen Vertreter*innen, die dann die politischen  
Entscheidungen für sie treffen. Diese gewählten Vertreter*innen repräsentieren  
die Interessen der Bevölkerung und entscheiden in deren Namen.

Partizipative, direktdemokratische und repräsentative Elemente konkurrieren 
nicht, sie bieten verschiedene, sich ergänzende Wege für einen demokratischen 
Austausch.

§ 24 GO NRW: Anregungen oder Beschwerden an den Ausschuss für  
Bürgerbeteiligung, Anregungen und Beschwerden oder eine Bezirksvertretung
§ 24 GO NRW stärkt das partizipative Recht der Bürger*innen auf kommunaler 
Ebene: Jede*r Einwohner*in kann sich – nach einem Mindestwohnsitz von drei 
Monaten – schriftlich mit Anregungen oder Beschwerden in Kölner Angelegenheiten 
an den Ausschuss für Bürgerbeteiligung, Anregungen und Beschwerden oder eine 
Bezirksvertretung wenden.
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Die Leitlinien für Öffentlichkeitsbeteiligung beinhalten sechs Qualitätsstandards 
für erfolgreiche Öffentlichkeitsbeteiligung in Köln. Jede Öffentlichkeitsbeteiligung 
muss sich an diesen messen lassen:

Unsere Leitlinien für 
Öffentlichkeitsbeteiligung

18

Respektvolle und faire Zusammen-
arbeit – erfolgreich auf Augenhöhe 
kommunizieren 

Frühzeitige und transparente Informa-
tion und Kommunikation – dauerhaft 
eine solide Wissensbasis schaffen  

Verlässliche und verbindliche 
Auseinandersetzung mit den 
Ergebnissen – politische Entschei-
dungsverantwortliche setzen sich mit 
Beteiligungsergebnissen auseinander 
und begründen ihre Entscheidungen 
verständlich 

Geeignete Ansprache aller interessier-
ten beziehungsweise betroffenen  
Kölner*innen – chancengerechten 
Zugang zu Beteiligungsmöglichkeiten 
schaffen 

Klare Ziele und abgegrenzter Gestal-
tungsspielraum – auch die Grenzen 
der Beteiligung verdeutlichen  

Andauerndes Lernen und inhaltliche 
Weiterentwicklung – Beteiligungs-
verfahren reflektieren und bei Bedarf 
Leitlinien weiterentwickeln

Darüber hinaus skizzieren die Leitlinien alle wesentlichen Verfahren und Instru-
mente zur Umsetzung einer systematischen Öffentlichkeitsbeteiligung in Köln. 
Das reicht vom Anregungsrecht der Kölner*innen über die Planung von Beteili-
gungsverfahren bis hin zum Umgang mit den Beteiligungsergebnissen.

Grundlegend wird damit eine systematische Öffentlichkeitsbeteiligung zur 
stetig mitgedachten Querschnittsaufgabe innerhalb unserer Verwaltung. 



Mit der Erweiterung des Ausschusses für 
Anregungen und Beschwerden um das 
Thema Bürger*innenbeteiligung gibt es nun 
einen festen politischen Raum, um grundle-
gende Fragen zur Beteiligungskultur sowie 
zur Umsetzung und Weiterentwicklung der 
Leitlinien für Öffentlichkeitsbeteiligung zu 
besprechen.

Damit auch die stadtgesellschaftliche Per-
spektive in diese Themen einfließt, wird der 
Ausschuss Bürgerbeteiligung von einem 
Beratungsgremium unterstützt.

Im Mittelpunkt steht dabei die aktuelle 
Situation und die Weiterentwicklung der 
Beteiligungsmöglichkeiten in Köln. Ziel ist 
es, aus bisherigen Erfahrungen zu lernen 
und die Beteiligungskultur in Köln stetig zu 
verbessern.

Die Mitglieder des stadtgesellschaftlichen 
Beratungsgremiums sind wichtige Multi-
plikator*innen für Beteiligungsthemen, weil 
viele von ihnen selbst aus der sogenannten 
organisierten Stadtgesellschaft kommen.

Nutzen Sie das Beratungsgremium gerne 
als Feedback-Möglichkeit für Ihre Beteili-
gungsverfahren und als Informationsquelle. 

Wenn Sie Fragen dazu haben, wenden 
Sie sich einfach an uns, das Büro für 
Öffentlichkeitsbeteiligung. Wir sind die 
Geschäftsstelle des Beratungsgremiums 
und unterstützen Sie gerne dabei.

Das stadtgesellschaftliche Beratungsgremium  
Öffentlichkeitsbeteiligung

Damit die in den Leitlinien genannten 
Ziele und Standards der Öffentlichkeitsbe-
teiligung umgesetzt und weiterentwickelt 
werden, wurde 2020 ein kooperatives Büro 
für Öffentlichkeitsbeteiligung eingerichtet. 

Es besteht aus einem städtischen Teil, der 
im Dezernat der*des Oberbürgermeister*in 
angesiedelt ist, und einem stadtgesell-
schaftlichen Teil, der im Rahmen eines 
Förderprogramms bestimmt wird.

Das kooperative Büro für Öffentlichkeitsbeteiligung

Kontaktdaten des Büros für Öffentlichkeitsbeteiligung 
der Stadt Köln: 
 
oeffentlichkeitsbeteiligung@stadt-koeln.de 
0221 – 221 31122

1. �Qualitätssicherung und Fortentwicklung der Ziele, Standards und Verfahren der 
Öffentlichkeitsbeteiligung

2. �Projektübergreifende Information und Kommunikation zu Beteiligungsverfahren  
auf dem Beteiligungsportal www.meinungfuer.koeln

3. �Beratung und Unterstützung in allen Phasen der Beteiligung

4. �Projektleitung im Einzelfall für Verfahren mit besonderer bereichsübergreifender  
Bedeutung und/oder zur Entwicklung innovativer Verfahren und Formate

5. �Bereichsübergreifende und anlassunabhängige Initiierung und Koordination von  
Aktivitäten zur Förderung von Interesse und Teilhabe an städtischen Planungen und  
Entscheidungen (dies wird wahrgenommen durch den stadtgesellschaftlichen Teil  
des Büros für Öffentlichkeitsbeteiligung)

Sie möchten eine der Leistungen für Ihr Projekt oder Thema in Anspruch nehmen?  
Kommen Sie gerne auf uns zu!

Das kooperative Büro für Öffentlichkeitsbeteiligung 
erfüllt folgende Funktionen und Aufgaben:
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2. Kapitel
Eine Beteiligung planen: In 7 Schritten 
zum Beteiligungskonzept

Schritt für Schritt zu Klarheit

In Köln entscheidet die Politik, ob eine 
Öffentlichkeitsbeteiligung stattfinden soll 
und wie diese genau gestaltet wird – also 
das „Ob“ und das „Wie“. Diese Entscheidun-
gen trifft das gleiche politische Gremium, 
das auch über das jeweilige Projekt ent-
scheidet, zu dem die Beteiligung stattfin-
det. Mit diesem „Beteiligungsversprechen“ 
ist sichergestellt, dass die Ergebnisse der 
Beteiligung bei der endgültigen Entschei-
dung wirklich berücksichtigt werden – auch 
wenn sie keine bindende Vorgabe sind. 
Zudem haben so alle Beteiligten – Stadt-
gesellschaft, Politik und Verwaltung –  
von Anfang an Klarheit zum Verfahren.

Damit Sie einschätzen können, ob Sie der 
Politik die Durchführung einer Öffentlich-
keitsbeteiligung zu Ihrem Projekt empfeh-
len, helfen Ihnen die ersten 3 von insgesamt 
7 Schritten. Wenn dann politisch entschie-
den wird, dass eine Beteiligung durchge-
führt wird, unterstützen Sie die kompletten 
7 Schritte dabei, ein Beteiligungskonzept zu 
erstellen. Dieses beschreibt genau, wie die 
Beteiligung ablaufen soll und muss eben-
falls von der Politik beschlossen werden.

1 Grundlagen klären Ist eine Öffentlichkeitsbeteiligung 
möglich und sinnvoll? 

2 Thema, Ziele und Beteili-
gungsintensität festlegen

Worum geht’s, welche Ziele werden verfolgt 
und was kann beeinflusst werden? 

3 Zielgruppen bestimmen Wer soll beteiligt werden? 

4 Zeitplanung erstellen Wann soll beteiligt werden? 

5 Geeignete Formate und 
Methoden auswählen 

Welche Methoden passen am besten 
zu den Zielen und Zielgruppen? 

6 Information und  
Kommunikation planen Wie und wann wird informiert? 

7 Dokumentation, Auswer-
tung und  Evaluation planen 

Wie wird der Beteiligungsprozess 
gut abgeschlossen? 
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In Köln entscheidet die 
Politik, ob eine Öffentlich-
keitsbeteiligung statt-
finden soll und wie diese 
genau gestaltet wird.
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Schon bei der Erstellung von Beschluss-
vorlagen für ein politisches Gremium 
prüfen Sie als zuständiges Fachamt, ob das 
Vorhaben grundsätzlich für eine Öffentlich-
keitsbeteiligung in Frage kommt oder diese 
sogar gesetzlich vorgeschrieben ist. Neben 
einer Einschätzung zu den haushaltsmäßi-
gen Auswirkungen und Auswirkungen auf 
den Klimaschutz durch die Beschlussvor-
lage geben Sie also standardmäßig eine 
Einschätzung für oder gegen eine Öffent-
lichkeitsbeteiligung ab. In jedem Fall ist eine 
klare und nachvollziehbare Begründung 
Ihrer Einschätzung eine wichtige Entschei-
dungshilfe für das zuständige politische 
Gremium.

1. Prüfung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen

•	Gibt es eine gesetzlich vorgeschriebene 
Beteiligung? → Dann bestimmt das 
Gesetz den Gestaltungsspielraum.  
Sie beschreiben dann in der Beschluss-
vorlage kurz, welche gesetzlichen Vor-
gaben es sind und ob es auch gesetzliche 
Vorgaben zur Ausgestaltung, also dem 
„Wie“ der Öffentlichkeitsbeteiligung gibt. 
Ist das nicht der Fall, erstellen Sie ebenso 
ein Beteiligungskonzept, das vom politi-
schen Gremium beschlossen wird.  

•	Möglich ist oft auch eine freiwillige Betei-
ligung zusätzlich oder ergänzend zu einer 
vorgeschriebenen.

•	Schließen rechtliche Vorgaben eine 
Beteiligung aus (weil es sich zum Beispiel 
um eine nicht-öffentliche Vorlage handelt 
oder weil Datenschutz-Vorgaben einge-
halten werden müssen)? 

2. Klärung des Gestaltungsspielraums

Eine Beteiligung ist nur sinnvoll, wenn 
die Öffentlichkeit tatsächlich noch etwas 
beeinflussen kann.

Kein Spielraum besteht zum Beispiel 
durch:

•	Vorgaben durch die Gesetzgebung der 
EU, des Bundes und der Länder (wie etwa 
Umwelt- und Naturschutz) 

•	übergeordnete Planungen der Länder 
(zum Beispiel: Landesentwicklungs- 
programme, Regionalpläne) 

•	bestehende Entscheidungen und Planun-
gen in der Kommune (etwa Haushalts-, 
Flächennutzungs- und Bebauungspläne) 
oder programmatische Vorgaben (zum 
Beispiel: Masterpläne oder Leitbilder) des 
Rates oder der Bezirksvertretungen 

•	weitere funktionale Fachplanungen, bei-
spielsweise bestehende Verkehrsplanungen 

•	bestehende Eigentumsverhältnisse

Wenn es keinen Gestaltungsspielraum gibt, 
sollten Sie auch keine aktive Beteiligung 
planen. Es ist aussichtslos, bereits getrof-
fene Entscheidungen nachträglich durch 

Schritt 1: Grundlagen klären
Ist eine Beteiligung möglich und sinnvoll?

ein Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung 
zu legitimieren. In solchen Fällen ist es aber 
umso wichtiger, die Hintergründe konkret 
und verständlich durch eine frühzeitige und 
kontinuierliche Information darzustellen. 
Möglich ist aber natürlich auch, kritisch zu 
hinterfragen, wieso es eigentlich keinen 
Gestaltungsspielraum für eine Öffentlich-
keitsbeteiligung mehr gibt und das Vorhaben 
dahingehend nochmal zu überprüfen.

3. Wann ist eine Beteiligung sinnvoll?

Auch wenn Beteiligung grundsätzlich mög-
lich ist, sollte sie nur durchgeführt werden, 
wenn sie einen Mehrwert bringt. Problema-
tisch sind grundsätzlich vorhandene, aber 
faktisch sehr geringe oder nur nebensächli-
che Gestaltungsspielräume: Dann entsteht 
leicht der Eindruck eines „Alibi-Verfahrens“. 
Das sorgt für Unzufriedenheit und beein-
trächtigt das Vertrauen der Kölner*innen in 
unsere Stadtverwaltung und Politik.

Wenn hinreichende Gestaltungsräume 
bestehen, dann ist eine Öffentlichkeitsbe-
teiligung insbesondere zu empfehlen, wenn 
folgende Anhaltspunkte zutreffen:

•	Kölner*innen sind von dem Vorhaben 
betroffen und haben ein Interesse an den 
Inhalten der Beteiligung. 

•	Kölner*innen verfügen über entschei-
dungsrelevante Erfahrungen. 

•	Die Berücksichtigung der Bedarfe und 
Erwartungen der Kölner*innen ist maß-
geblich für die Klärung der Sachfragen. 

•	Die Einbeziehung der interessierten 
Öffentlichkeit ermöglicht es, neue Aspekte 
und Ideen für die Planung zu gewinnen 
oder bereits bekannte Aspekte neu zu 
priorisieren.

•	Die Einbeziehung verschiedener 
Akteur*innen verbessert die Akzeptanz  
zu dem Vorhaben. 

•	Es bestehen bereits öffentlich sichtbar 
unterschiedliche Interessen oder gar Kon-
flikte zu dem geplanten Vorhaben oder in 
der Vergangenheit sind bei vergleichbaren 
Vorhaben Konflikte zutage getreten.

•	Je mehr dieser Punkte auf Ihr Projekt 
zutreffen, desto sinnvoller ist die Durch-
führung einer Beteiligung dazu.

4. Zeitliche Aspekte

Nicht jede Öffentlichkeitsbeteiligung führt 
automatisch dazu, dass sich der Abschluss 
eines Vorhabens verschiebt. Im Gegenteil: 
Durch eine frühzeitige Öffentlichkeitsbetei-
ligung können Fehlplanungen, die viel Zeit 
kosten, sogar vermieden werden. 

Für den Fall, dass doch zeitliche Verzöge-
rungen zu erwarten sind, prüfen Sie:

•	Welche Folgen wären damit  
verbunden?  

•	Wie stehen die Folgen im Verhältnis zu 
den Vorteilen einer Beteiligung? 
 
Klar ist: Dringlichkeitsentscheidungen 
sind mit Beteiligungsverfahren nicht ver-
einbar, aber: 

•	Nicht jede Beteiligung muss zeitaufwän-
dig sein, sondern kann auch punktuell 
und ressourcenschonend organisiert 
werden (zum Beispiel eine Veranstaltung 
– gegebenenfalls auch digital –, in der klar 
kommuniziert wird, dass die Kölner*innen 
über eine Planung informiert werden und 
dazu Rückmeldung geben können).
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Beachten Sie dabei:  

•	Unser Ziel als Verwaltung ist nicht,  
möglichst viele Beteiligungsverfahren 
durchzuführen, sondern „die richtigen“.  

•	Die Entscheidung, ob der Empfehlung 
gefolgt oder widersprochen wird, trifft das 
jeweils zuständige politische Gremium. 

 

•	Unabhängig davon ist es immer sinnvoll, 
die Öffentlichkeit in geeigneter Weise über 
städtische Vorhaben zu informieren, auch, 
wenn keine aktive Öffentlichkeitsbeteili-
gung möglich ist.

•	Manchmal kann auch eine nicht-durch-
geführte Öffentlichkeitsbeteiligung zu 
Verzögerungen führen, wenn sich die 
Öffentlichkeit über andere Wege Gehör 
verschafft.

5. Umsetzungsbedingungen

Neben der inhaltlichen Abwägung sollten 
Sie die praktischen Rahmenbedingungen 
klären, um das zuständige politische Gre-
mium bei der Entscheidung für oder gegen 
eine Öffentlichkeitsbeteiligung bestmöglich 
zu unterstützen.

•	Ressourcen: Welche personellen und 
finanziellen Ressourcen sind erforderlich? 
Sind sie vorhanden? Wie können sie – zum 
Beispiel durch Verschiebung anderer Vor-
haben – zeitgerecht eingesetzt werden?  
Ausschlaggebend für die Einschätzung  
ist, ob es sich um ein kurzes, einfaches 
Beteiligungsverfahren handelt oder ob  
es um einen längeren, eher komplexen 
Beteiligungsprozess geht. 

•	Kooperation: Welche anderen Ämter 
müssen eingebunden werden? Eine früh-
zeitige Abstimmung ist entscheidend. 

•	Externe Unterstützung: sinnvoll, wenn 

	 ∙ Ressourcen fehlen, 

	� ∙ �einzelne Arbeitspakete ausgelagert  
werden können oder 

	� ∙ �das Vertrauen in den Prozess durch 
neutrale Moderation und/oder Auswer-
tung des Beteiligungsprozesses erhöht 
werden soll (insbesondere in konflikt-
behafteten Verfahren empfehlenswert).

Wir als Büro für Öffentlichkeitsbeteiligung 
stehen Ihnen gerne mit unserer Expertise 
beratend zur Seite, wenn Sie die Leistungs-
beschreibung für die externe Unterstützung 
erstellen. Kommen Sie dazu frühzeitig auf 
uns zu.

•	Ein Begleitgremium: sinnvoll, wenn 

	� ∙ �das Verfahren komplex ist und über 
einen längeren Zeitraum läuft, 

	� ∙ �das Thema von besonders hohem  
politischem und/oder öffentlichem  
Interesse ist, 

	� ∙ �Rückmeldungen von Personen 
gewünscht sind, die sich gut mit dem 
Beteiligungsprozess auskennen und 

	� ∙ �der intensive Austausch zwischen den 
beteiligten Gruppen gefördert werden 
soll, um Vertrauen aufzubauen.

Nutzen Sie die Erkenntnisse aus Ihrer  
Auseinandersetzung mit den oben  
genannten Aspekten und entscheiden  
auf dieser Grundlage, ob Sie dem  
zuständigen politischen Gremium eine  
freiwillige Öffentlichkeitsbeteiligung zu 
dem Vorhaben empfehlen oder nicht.

Praxistipp: Einbindung der Bürgerämter

Vor allem, wenn eine Beschlussvorlage zur Entscheidung oder Vorberatung in eine 
Bezirksvertretung geht, ist es sinnvoll, die Bürgerämter frühzeitig einzubeziehen. Aber 
auch bei überbezirklichen Entscheidungen sind die Bürgerämter hilfreiche Ansprech-
personen, denn die Kolleg*innen haben wertvolle Kenntnisse über das Gebiet und die 
Zielgruppen. Oftmals sind ihnen Konfliktlinien und Vorgeschichten bestimmter Ent-
scheidungen bekannt. Fragen Sie daher schon zu Beginn des Planungsprozesses an.

Ergebnis Schritt 1

Am Ende von Schritt 1 haben Sie eine nachvollziehbare Abwägung getroffen,  
ob eine Beteiligung 	möglich, sinnvoll und umsetzbar ist. 
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Nachdem Sie in Schritt 1 die Grundlagen 
geklärt haben, geht es nun darum, das 
Beteiligungsverfahren konkret zu rahmen.

In Schritt 2 bestimmen Sie: 

•	Das Beteiligungsthema: Worum geht es 
genau? 
 

•	Die Beteiligungsziele: Was soll mit der 
Beteiligung erreicht werden? 

•	Die Stufe der Beteiligungsintensität: Wie 
groß ist der Einfluss der Öffentlichkeit?

Diese drei Punkte bilden die Eckpfeiler 
jedes Beteiligungsverfahrens. Je klarer sie 
definiert sind, desto passender können Sie 
Ihren Beteiligungsprozess planen und desto 
nachvollziehbarer ist es für alle Beteiligten.

1. Beteiligungsthema definieren

Ein Beteiligungsverfahren gelingt nur,  
wenn klar ist, worum es geht.  

Was ist das Thema, die Fragestellung  
oder das Projekt, zu dem sich Menschen 
einbringen können? 

•	Zum Beispiel konkretes Projekt: Umge-
staltung eines öffentlichen Platzes 

•	Zum Beispiel abstraktes Thema: Erarbeiten 
von Leitbildern oder Konzepten

Je näher das Thema am Alltag der  
Kölner*innen liegt, desto mehr Menschen 
werden sich vermutlich beteiligen. Mit 
guter Kommunikation lassen sich zwar viele 
Hindernisse für die Beteiligung abbauen, 
aber manche Themen bleiben trotzdem 
kompliziert oder schwer verständlich. Sie 
sollten die Beteiligungsthemen so genau 
und verständlich wie möglich beschreiben, 
damit keine Missverständnisse entstehen.

Schritt 2: Thema, Ziele und  
Beteiligungsintensität festlegen

Planung: Schritt 2
Leitfragen zur Definition des 
Beteiligungsthemas

Am Ende von Schritt 1 haben Sie eine 
nachvollziehbare Abwägung getroffen,  
ob eine Beteiligung 	möglich, sinnvoll 
und umsetzbar ist. 

•	Worum geht es hauptsächlich in Ihrem 
Projekt/Vorhaben? 

•	Welche Erkenntnisse möchten Sie 
durch die Beteiligung gewinnen? 

•	Was sind die zentralen Fragestellun-
gen für die Beteiligung? 

•	Geht es in den unterschiedlichen 
Phasen eines längeren Verfahrens 
gegebenenfalls um unterschiedliche 
Teilthemen oder Fragestellungen, 
zum Beispiel bei der Gestaltung eines 
Platzes zunächst um die Nutzungs-
interessen und -arten und später um 
konkrete Gestaltungsmerkmale? 

•	Gibt es enge Zusammenhänge mit 
„benachbarten Themen“, zum Beispiel 
bei der Gestaltung eines Platzes  
zur sozialen Lage und zur sozialen 
Infrastruktur im Umfeld?

•	Sind übergreifende Themen und 
Fragestellungen, zum Beispiel zum 
Klimaschutz oder zur Sicherheit im 
öffentlichen Raum, für das Vorhaben 
von besonderer Bedeutung? 

•	Gibt es relevante Fragestellungen, die 
möglicherweise aus der Vorgeschichte 
(siehe folgenden Praxistipp) für das 
Thema bedeutsam sein könnten? 
Beispiel: Für die Fläche war früher ein 
Parkplatz vorgesehen. 

•	Was sind möglicherweise Bedarfe 
direkt Betroffener? 

•	Gibt es zusätzliche Themen und Inte-
ressen, die weitere Akteur*innen mit 
dem Vorhaben verknüpfen könnten, 
zum Beispiel Förderung von Gesund-
heit durch Bewegungsangebote im 
öffentlichen Raum?
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2. Ziele der Beteiligung festlegen

Auch wenn es einfach klingt: Es ist sehr 
wichtig, zuerst genau zu klären, warum die 
Beteiligung überhaupt stattfinden soll und 
was damit erreicht werden soll. Manche 
Ziele hängen direkt mit dem Thema zusam-
men, andere sind allgemeiner, zum Beispiel: 

•	Mehr Transparenz schaffen, 

•	Vertrauen aufbauen oder 

•	demokratische Mitwirkung stärken.

Typische Ziele, warum wir als Verwaltung 
Beteiligungen durchführen, sind zum 
Beispiel:

•	Rückmeldung zu einem Entwurf erhalten 

•	Alternativen zu einem Entwurf gemeinsam 
entwickeln 

•	Ein Thema aus unterschiedlichen Blick-
winkeln betrachten und diskutieren lassen 

•	Offene Ideen und Vorschläge sammeln 

•	Konflikte entschärfen oder lösen 

•	Menschen motivieren, sich auch später  
im Projekt einzubringen

Planung: Schritt 2

Praxistipp: Gibt es eine Vorgeschichte?

•	Welche Planungshistorie liegt vor?

•	Welche fachlichen und politischen Planungs- und Entscheidungsschritte  
wurden schon unternommen?

•	Wurde das Beteiligungsthema bereits in der Vergangenheit aufgegriffen?  
Gibt es zurückliegende Beteiligungsangebote? Wenn ja: Welche waren dies  
und wie sind sie verlaufen? Welche Konflikthistorie liegt vor?

•	Gibt es zu dem Beteiligungsthema bereits bürgerschaftliches Engagement?

•	Gab es in der Vergangenheit vergleichbare Verfahren, aus deren Ablauf  
und Ergebnis Rückschlüsse für dieses Thema gezogen werden können?

Bei größeren Projekten mit mehreren Betei-
ligungsphasen verändern sich oft auch die 
Ziele: Am Anfang steht zum Beispiel die 
Aufmerksamkeit für das Projekt und das 
Sammeln von Ideen. Später kann es darum  
gehen, Rückmeldungen zu einem  

erarbeiteten Entwurf zu bekommen oder 
zusammen Alternativen zu erarbeiten. 

Wichtig: Definieren Sie zunächst nur 
die Ziele und denken Sie noch nicht an 
Methoden.

Exkurs: Qualitätsziele für den Prozess

Um aus Beteiligungsverfahren zu lernen, ist es sinnvoll, neben den oben be-
schriebenen Beteiligungszielen auch Ziele für den Beteiligungsprozess  
zu formulieren (Verweis: siehe Schritt 7). Nach der Beteiligung erfolgt dann  
ein Soll-Ist-Abgleich. Diese Ziele sind also eine wichtige Grundlage für die  
Bewertung und Weiterentwicklung von Beteiligungsformaten. Dabei  
empfiehlt es sich, die Ziele nach der SMART-Regel zur formulieren.

Hierzu finden Sie im Intranet auch ein Erklärvideo 
vom Projektmanagementbüro.

Spezifisch: konkret und präzise formulieren 

Messbar: Messgröße nennen, die mittels  
Soll-Ist-Abgleich überprüft werden kann

Attraktiv: positiv, optimistisch und motivierend 
formulieren (Vergleichswerte helfen)

Realistisch: in der vorgegebenen Zeit und mit 
den verfügbaren Ressourcen realisierbar 

Terminiert: an einen festen Zeitrahmen  
oder Zeitpunkt gebunden

S
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Ebenso wichtig ist es, klar zu benennen, um welche Themen es nicht geht. Beispielsweise 
kann zur Gestaltung einer Grünfläche bereits verbindlich beschlossen worden sein, dass es 
ein Spielplatzangebot geben wird oder ein Radweg durch die Fläche führen soll. Ein solcher 
Rahmen kann in der Beteiligung nicht zur Diskussion gestellt werden, aber die konkrete 
Gestaltung des Spielplatzes oder Radweges beispielsweise sehr wohl.

Beispiel: Bis zum Ende der Beteiligungsmöglichkeiten nutzen mindestens 55 % 
der 5.500 Haushalte die Rückmeldefunktion.



3. Stufe der Beteiligungsintensität

In Schritt 1 haben Sie sich bereits mit dem 
Gestaltungsspielraum beschäftigt. Sie 
haben damit die Frage beantwortet, was 
durch die Beteiligung der Öffentlichkeit 
noch beeinflusst werden kann. Je nach 
 

Gestaltungsspielraum kann die Öffentlich-
keitsbeteiligung also mehr oder weniger 
Einfluss auf das Vorhaben und das Ergebnis 
nehmen. Das nennen wir: Intensitätsstufe.

Planung: Schritt 2
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•	Dialogorientierte und kontinuierliche Information ist Grundlage jeder Intensitätsstufe! 

•	In Beteiligungsverfahren, die aus mehreren Beteiligungsphasen bestehen, kann sich  
die Intensitätsstufe je Phase ändern. 

•	Unabhängig von der Intensitätsstufe liegt die Entscheidung, wie es in der Sache  
weitergeht, immer bei den hierfür zuständigen politischen Gremien. 

Zur Orientierung hat sich in Theorie und Praxis die Unterscheidung von  
drei Intensitätsstufen bewährt:

Je höher die Stufe, desto größer sind die Möglichkeiten zur Einflussnahme  
durch die Öffentlichkeit.

Gestaltungsspielraum Intensität der Öffentlichkeitsbeteiligung

Beratung/Konsultation 

Mitgestaltung  

Koproduktion/Kollaboration
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Beratung/Konsultation

Die Verwaltung beteiligt die Öffentlichkeit zu einem bereits erstellten Entwurf.  
Die Verwaltung stellt einen bereits erarbeiteten Entwurf vor und bittet die  
Öffentlichkeit um Stellungnahme/Feedback/Rückmeldung dazu. 
  
Der Gestaltungsspielraum ist niedrig, da bereits eine Grundlage erarbeitet wurde 
und damit die Grenzen der Beteiligung festgelegt sind. Die Öffentlichkeit kann zum er-
arbeiteten Entwurf Stellung beziehen und vor dem Hintergrund eigener lebensprak-
tischer Erfahrungen zum Beispiel auf mögliche Umsetzungsprobleme oder sinnvolle 
Ergänzungen Hinweise geben. Über die veröffentlichte Auswertung der Öffentlich-
keitsbeteiligung und die auf unter anderem dieser Grundlage getroffene Entscheidung 
des Beschlussgremiums erfährt die Öffentlichkeit, wie mit den Rückmeldungen umge-
gangen wurde, also welchen Einfluss diese auf die weitere Ausarbeitung hatten.

Mitgestaltung

Die Verwaltung beteiligt die Öffentlichkeit vor Erstellung eines Entwurfs.  
Die Verwaltung lädt die Öffentlichkeit ein, ihre Ideen, Bedarfe und Erfahrungen  
hinsichtlich eines Beteiligungsgegenstandes zu teilen. Unter begründeter  
Berücksichtigung dieser Beteiligungsrückmeldungen erarbeitet die Verwaltung  
einen erstmaligen oder konkretisierenden Entwurf.  
 
Der Gestaltungsspielraum ist hoch, da der Entwurf noch nicht feststeht und unter 
anderem auf Grundlage der Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt. Spätestens mit  
dem veröffentlichten Entwurf wird transparent und begründet informiert, welche  
Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung aufgegriffen wurden und welche nicht.

Koproduktion/Kollaboration

Die Verwaltung und die Öffentlichkeit erarbeiten gemeinsam einen Entwurf. Dies 
macht insbesondere bei Vorhaben Sinn, deren Erfolg oder dauerhafter Erhalt von 
der Mitverantwortung der Betroffenen und Interessierten abhängt. Darum werden 
diese Personen schon früh in die Planung einbezogen. Gemeinsam mit der Verwal-
tung überlegen sie von Anfang an, wie das Projekt am besten umgesetzt werden 
kann und was dafür nötig ist, damit es dauerhaft funktioniert. 

Der Gestaltungsspielraum ist hoch, weil der Entwurf noch offen ist. Alle Beteiligten 
arbeiten von Anfang bis Umsetzung gleichberechtigt zusammen. Dementsprechend 
sind die Ausgestaltung und Umsetzung wesentlich von der Bereitschaft aller  
Akteur*innen abhängig.

Ganz konkret bedeutet das:

Beratung  
beziehungsweise 
Konsultation

Koproduktion  
beziehungsweise 
Kollaboration

Mitgestaltung



Zielgruppen

Sind direkt vom Thema betroffen und für 
die Umsetzung wichtig

Zum Beispiel: 

•	Anwohner*innen eines Baugebietes 

•	Eltern von Schulkindern bei der  
Planung von Schulwegen 

•	Kinder bei der Planung von  
Schulwegen 

•	Geschäftsleute, die ihr Geschäft in der 
Nähe des umzugestaltenden Parks haben

Stakeholder 

Können das Projekt oder die Ergebnisse 
beeinflussen

Zum Beispiel: 

•	Verbände 

•	Vereine 

•	Initiativen 

•	Interessengruppen

Aber auch: Politische Gremien. Auch wenn 
sie nicht diejenigen sind, die bei der Beteili-
gung mitmachen sollen, sind sie diejenigen, 
die die Beteiligung beauftragen, beobach-
ten und Abnehmende der Ergebnisse sind. 
Damit sind sie wichtige Stakeholder, die im 
Beteiligungsverfahren berücksichtigt und 
informiert werden müssen.

Im Handbuch Projektmanage-
ment der Stadt Köln stehen viele 
weitere nützliche Hinweise zu der 
Definition und zum Umgang mit 
Stakeholdern.

Ergebnis Schritt 2

Zum Abschluss von Schritt 2 haben Sie: 

•	die Beteiligungsthemen klar definiert, 

•	die Ziele der Beteiligung formuliert und 

•	den Grad der Einflussnahme durch die Öffentlichkeitsbeteiligung  
festgelegt (Intensitätsstufe). 

Damit sind die Eckpunkte des Beteiligungsverfahrens bestimmt  
und die Grundlage geschaffen, um im nächsten Schritt die relevanten  
Zielgruppen zu identifizieren und genauer zu betrachten.

Schritt 3: Zielgruppen bestimmen
Adressaten der Beteiligung: Zielgruppen und Stakeholder

Kontaktdaten des Innovationsbüros der Stadt Köln: 
innovationsbuero@stadt-koeln.de
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Damit Beteiligung gelingt, müssen die „richtigen“ Menschen erreicht werden.  
Sie müssen frühzeitig identifiziert werden – mit Blick auf ihre Bedürfnisse,  
Interessen und Kommunikationsgewohnheiten.

Dabei unterscheiden wir:

Planung: Schritt 2 Planung: Schritt 3

Das städtische Innovationsbüro bei Beteiligungsverfahren  
mit viel Gestaltungsspielraum frühzeitig einbinden

Je größer der Gestaltungsspielraum ist, desto kreativer und innovativer kann der  
Beteiligungsprozess sein, um Lösungen zu finden, die wirklich zu den Bedarfen  
passen. Das Innovationsbüro der Stadt Köln als interne Beratungseinheit kann Ihnen  
dabei helfen, Neues auszuprobieren und gute Lösungen mit und für Menschen  
zu finden. Gehen Sie frühzeitig auf die Kolleg*innen zu.



Zielgruppenanalyse

Um Klarheit darüber zu bekommen, wen Sie 
erreichen und einbinden sollten, hilft Ihnen 
die Beantwortung folgender Fragen:

•	Wer ist von dem geplanten Projekt  
räumlich oder thematisch betroffen? 

•	Sofern räumlich: Wer wohnt dort?  
Wer nutzt das Gebiet/den Bereich? 

•	Für wen verändert sich durch die  
Umsetzung des Projektes etwas?

Bei der Zielgruppenanalyse ist es  
hilfreich, verschiedene Gruppen  
gezielt zu betrachten:

•	Altersgruppen wie Kinder, Jugendliche 
und Senior*innen, da sie oft unterschied-
liche Sichtweisen und Interessen haben 

•	Schwer erreichbare Gruppen 
wie Menschen mit geringem Ein-
kommen, mit Sprachbarrieren, mit 
Mobilitätseinschränkungen

Diese Gruppen müssen oft anders  
angesprochen werden, um überhaupt  
von Beteiligungsangeboten zu erfahren.

Erreichbarkeit Ihrer Zielgruppen

Fragen Sie sich:

•	Interesse/Betroffenheit: Was motiviert 
die Zielgruppen, mitzumachen? Wo könnten 
Konflikte oder gemeinsame Interessen 
liegen? 

•	Beteiligungshemmnisse: Welche Bar-
rieren erschweren die Teilnahme (zum 
Beispiel fehlende Barrierefreiheit, ein 
„Nicht-angesprochen-Fühlen“, Zeitfakto-
ren wie Dauer, Pausenzeiten, Ferienzeiten 
oder Feste unterschiedlicher Religionen, 
fehlende Kinderbetreuung, Sprache)? 

 
In den Arbeitshilfen im Intranet 
finden Sie eine Handreichung 
Barrierefreiheit. Bei Fragen zum 
Thema Inklusion ist das Amt für 
Integration und Vielfalt die richtige 
Ansprechstelle, siehe auch nach-
folgenden Praxistipp.

Praxistipp: Erfahrungen und Kompetenzen anderer 
Fachbereiche und Fachstellen frühzeitig einbeziehen 
 

Die neun Bürgerämter
Wie im Schritt 1 (Grundlagen) bereits dargestellt, können die Bürgerämter Ihnen durch 
ihre Kenntnisse über das Gebiet und die Situation vor Ort dabei helfen, mehr über Ihre 
Zielgruppen zu erfahren. 

Weitere wichtige Fachbereiche und Fachstellen, 
vor allem auch für das Thema Barrierefreiheit sind:

Das Amt für Integration und Vielfalt
Die Aufgabe des Amtes ist es, daran mitzuarbeiten, für alle Menschen in Köln  
Chancengerechtigkeit und Teilhabemöglichkeiten zu schaffen. Die Kolleg*innen  
sind also wichtige Ansprechpersonen zu den Themen Integration, Vielfalt,  
Religionen, Behindertenpolitik sowie sexuelle Orientierung, geschlechtliche  
Identität und Antidiskriminierung.  

Zwei Abteilungen sind besonders für die Zielgruppenanalyse zu Ihrem Projekt hilfreich:

Abteilung Vielfalt 
Die Abteilung Vielfalt koordiniert das Diversity-Management der Stadt Köln, stärkt die 
Teilhabe von Menschen mit Behinderung und queeren Menschen (LSBTI) und arbeitet 
ämterübergreifend, um Vielfalt zu fördern und Diskriminierung abzubauen. Das Büro 
der*des Behindertenbeauftragten verfügt darüber hinaus über umfassende Kennt-
nisse im Bereich der Beteiligungsbarrieren und der Barrierefreiheit, unter anderem 
im Hinblick darauf, mit welchen Hilfsmitteln oder Unterstützungsleistungen Barrieren 
abgebaut werden können.

Das Kommunale Integrationszentrum
Das Kommunale Integrationszentrum (KI) der Stadt Köln setzt sich für Teilhabe und 
Chancengerechtigkeit aller Kölner*innen mit internationaler Familiengeschichte und 
gegen Rassismus ein. Das KI Köln arbeitet mit dem Interkulturellen Dienst bezirks-
orientiert, indem es bedarfsgerechte Projekte vor Ort initiiert. Darüber hinaus werden 
die Interkulturellen Zentren in Köln, die als mehrsprachige Multiplikator*innen dienen, 
gefördert. Die Förderung politischer Partizipation von Menschen mit internationaler 
Familiengeschichte gehört ebenso zum Aufgabenportfolio des Kommunalen Integra-
tionszentrums Köln wie die Seiteneinstiegsberatung neuzugewanderter Kinder und 
Jugendlicher und die Unterstützung ehrenamtlicher Strukturen.
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Planung: Schritt 3



Verschiedene Auswahlmöglichkeiten  
für Zielgruppen

A Offene Auswahl
Hierbei wird öffentlich zur Beteiligung 
eingeladen. Durch die sogenannte Selbst-
selektion entscheiden Menschen, ob sie 
daran teilnehmen wollen oder nicht. Die 
Selbstselektion ist davon abhängig, ob die 
Menschen von Ihrem Projekt betroffen sind. 
Vorteil der offenen Auswahl ist, dass sich 
potentiell jede*r einbringen kann. Nachteil 
ist, dass Sie allein nur durch ein offenes  
Einladen stille Zielgruppen eher nicht 
erreichen oder aber bestimmte Zielgruppen 
fehlen könnten.

B Zufallsauswahl
Hier gibt es die Möglichkeit, eine Auswahl 
per Zufall mit Hilfe des Melderegisters zu 
tätigen oder aber aus anderen von Ihnen 
vorhandenen Listen. Vorteil ist, dass die 
Gruppe derjenigen, die bei der Beteiligung 
mitmachen, dadurch häufig heterogener ist 
als bei einer offenen Einladung. Nachteil ist, 
dass die Beteiligungsmöglichkeit damit  
eingeschränkt ist und nicht offen für alle.

 
 
 
C Gezielte Auswahl
Diese kann über Kriterien erfolgen, die Sie 
selbst festlegen könnten (zum Beispiel 
sozio-demografische Merkmale wie Alter, 
Geschlecht, Migrationsgeschichte). Manch-
mal gibt auch das Beteiligungsthema 
das Kriterium her: Handelt es sich um ein 
räumliches Thema, so könnte das Kriterium 
der Wohn- oder Arbeitsort sein. Sie können 
aber selbstverständlich auch eigene Krite-
rien festlegen, wenn diese zu Ihrem Thema 
und zu Ihren Zielen passen. Vorteil der 
gezielten Auswahl ist, dass Sie so sicher-
stellen können, dass Ihre Zielgruppen sich 
auch wirklich beteiligen. Nachteil ist, dass 
so andere Gruppen von der Beteiligung 
ausgeschlossen werden.

Geschäftsstelle „Lebenswerte Veedel – Bürger- und Sozialraumorientierung in Köln“
Über die Geschäftsstelle „Lebenswerte Veedel“ werden unter anderem die Sozial-
raumkoordinator*innen für die fünfzehn Sozialraumgebiete in Köln finanziert und 
koordiniert.

Bürgerzentren, Bürgervereine, Bürgerinitiativen
Diese Akteur*innen können auch als Multiplikator*innen und damit als Vermittler*innen 
zwischen uns als Verwaltung und den spezifischen Zielgruppen dienen und Ihnen 
dabei helfen, Ihre Zielgruppen erreichen zu können. Bitten Sie die Multiplikator*innen 
um Mithilfe. Stellen Sie dafür Informationsmaterial, E-Mail-Texte, Plakate und Flyer zur 
Verfügung. 

Amt für Kinder, Jugend und Familie
Für die Zielgruppe Kinder und Jugendliche wurde unter Federführung der Stabs-
stelle Kinderfreundliche Kommune das „Misch MIT!“-Konzept erarbeitet. Dieses 
beinhaltet unter anderem Beteiligungsformate für diese konkrete Zielgruppe. 

Sie finden das Konzept im Intranet 
Binden Sie die Kolleg*innen als Expert*innen für die Zielgruppe 
Kinder und Jugendliche frühzeitig ein. 

Beachten Sie: Je nach Auswahlmöglichkeit unterscheidet sich der Aufwand.  
Bei der offenen Auswahl wird vermutlich die Information und Kommunikation  
(Verweis Schritt 6) aufwändiger sein, damit die Menschen überhaupt von dem  
Beteiligungsangebot erfahren. Bei der Zufallsauswahl und auch der gezielten  
Auswahl brauchen Sie die jeweiligen Daten und müssen sich daher mit den  
jeweils zuständigen Fachämtern abstimmen. 

Oft ist eine Kombination sinnvoll, um die wichtigsten Perspektiven einzubinden. 

vergleiche BSWBV 2019, Seite 36, 
https://www.buergerbeteiligung-staedtebau.bayern.de/leitfaden/index.php
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Die im Praxistipp genannten Akteur*innen 
können aber auch die Interessen Ihrer 
Zielgruppen vertreten und daher in einer 
Beteiligung statt der eigentlichen Zielgrup-
pen dabei sein und für diese sprechen. Das 
nennt man „vertretende Beteiligung“. Eine 
vertretende Beteiligung macht vor allem 
dann Sinn, wenn das Thema, zu dem betei-
ligt wird, sehr abstrakt ist und damit keinen 

direkten Bezug zum Alltag der Menschen 
hat. Oder wenn Ihre Zielgruppe nur sehr 
schwer erreichbar ist.
 
Es hängt also immer von den zuvor identi-
fizierten Themen und Zielen ab, ob sie Ihre 
Zielgruppen direkt einladen wollen oder 
über ihre Interessensvertreter*innen.

Planung: Schritt 3



Exkurs: Repräsentativität

Manchmal reicht es nicht, nur verschiedene Perspektiven einzubinden. Für 
bestimmte Beteiligungsthemen kann es entscheidend sein, dass die Teilnehmenden 
repräsentativ ausgewählt sind.

Was bedeutet das?
•	Aus einer kleinen Teilnehmendengruppe (Stichprobe) werden Rückschlüsse auf die 

gesamte Stadt oder einen Stadtbezirk gezogen. 

•	Damit das gelingt, müssen die Auswahlkriterien streng eingehalten werden (zum 
Beispiel Verteilung nach Alter, Geschlecht, Bildung, Migrationsgeschichte). 

Grenzen der Repräsentativität
•	Ob eine Gruppe tatsächlich die Bevölkerung abbildet, lässt sich nicht eindeutig 

überprüfen. 

•	Eine Beteiligungsgruppe hat nie eine politische Legitimation wie ein gewähltes 
politisches Gremium. 

•	Auch Ergebnisse repräsentativer Verfahren sind nicht bindend, sondern ebenfalls 
Empfehlungen, die politisch abgewogen werden müssen. 

Erwartungsmanagement
Repräsentative Verfahren wecken häufig hohe Erwartungen, etwa, dass Ergebnisse 
eins zu eins umgesetzt werden. 

•	Das kann zu Spannungen führen, weil die gewählten Gremien unter Druck geraten, 
obwohl sie die letztendliche Entscheidungskompetenz haben. 

•	Deshalb ist es auch bei repräsentativen Verfahren wichtig, im Vorfeld klar zu 
kommunizieren:
•	Welche Rolle die Beteiligungsergebnisse haben
•	Wer am Ende die Entscheidung trifft (immer die politischen Gremien)
•	Welche Grenzen das Verfahren hat

Ergebnis Schritt 3

•	Sie wissen, wer zu beteiligen ist, wie Sie diese Personen erreichen und welche  
Auswahlmethode geeignet ist. 

•	Sie haben Klarheit darüber, ob in Ihrem Verfahren Repräsentativität erforderlich  
ist und wie Sie damit umgehen können. 

Die Erkenntnisse aus den ersten drei Schritten helfen Ihnen dabei einzuschätzen, ob 
Sie dem zuständigen politischen Gremium eine Öffentlichkeitsbeteiligung empfehlen 
oder nicht. Erläutern Sie Ihre Einschätzung klar und knapp in der Beschlussvorlage. 
Ihre Einschätzung ist schließlich eine wichtige Entscheidungsgrundlage für das 
politische Gremium, um über die Durchführung einer Beteiligung zu entscheiden. 
Außerdem ist Ihre Erklärung wichtig, damit die Stadtgesellschaft die darauffolgende 
Entscheidung besser akzeptiert.  

Wenn Sie eine Öffentlichkeitsbeteiligung empfehlen, denken Sie daran, das auch im 
Beschlusstext deutlich zu machen, zum Beispiel so:

„Der/die [Gremium einfügen] folgt dem Vorschlag der Verwaltung und beauftragt 
diese, eine Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen und dazu ein Beteiligungs-
konzept zu erstellen, das dem/der [Gremium einfügen] zur Entscheidung vorgelegt 
wird.“ 
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Im Intranet finden Sie unter den Arbeitshilfen eine praktische Übersichtsmatrix. 
Diese zeigt, wie Zielgruppen je nach ihrem Betroffenheitsgrad und möglichen 
Beteiligungshindernissen eingeteilt werden können. Sprechen Sie die Kolleg*innen 
des Büros für Öffentlichkeitsbeteiligung gerne an, wenn Sie Unterstützung  
bei der Zielgruppenanalyse benötigen, wir helfen Ihnen gerne!

Planung: Schritt 3



Schritt 4: Zeitplanung erstellen

Passgenaue Verfahren entwickeln

Integration in den Projektplan:
Behandeln Sie den Beteiligungsprozess 
nicht losgelöst vom Projektplan, sondern 
verzahnen Sie diesen direkt sinnvoll mit 
dem Planungs- und Entscheidungsprozess.

Der Umfang der Beteiligung kann sich 
unterscheiden:

•	Einfache Projekte: Beteiligung kann kurz 
und schlank sein, zum Beispiel nur an 
einer Stelle im Projekt und vielleicht sogar 
standardisiert.

•	Komplexe Projekte: Beteiligung sollte 
mehrphasig sein, abgestimmt auf  
Planungsphasen, Themen und Ziele  
des Projekts, zum Beispiel: 
 
Beteiligungsphase: Ideensammlung  
= 2. Intensitätsstufe (Mitgestaltung) 
 
Beteiligungsphase: Feedback auf Entwurf  
= 1. Intensitätsstufe (Beratung/Konsultation)

Fazit: Bei einfacheren Themen ist die  
Beteiligung meist kurz und überschaubar. 
Bei komplexeren Themen hingegen  
braucht man eine längere gut abgestimmte  
Beteiligung in mehreren Phasen.

Schritt 4 zeigt, wie der Beteiligungsprozess systematisch mit dem Planungs- und  
Entscheidungsprozess verzahnt und in einem übersichtlichen Zeitplan dargestellt wird.

Zeitplan erstellen
Wenn ein Beteiligungsverfahren mehrere 
Phasen erfordert, sollten die Schritte in 
einem Zeitplan festgehalten werden. Der 
Zeitplan verknüpft den Planungs- und  
Entscheidungsprozess mit dem Beteili-
gungsprozess und dem Kommunikations-
prozess. Er führt auch auf, wann nicht 
beteiligt wird. In diesen Phasen werden  
die Zwischenergebnisse der Beteiligung 
genutzt beziehungsweise die nächsten  
fachlichen Planungsschritte erarbeitet.

Der Zeitplan ist Teil des Beteiligungskonzep-
tes. Eine Kombination aus grafischer Über-
sicht, zum Beispiel einem Zeitstrahl wie der 
Beispielzeitplan auf den Seiten 48/49, und 
ergänzender Beschreibung der Phasen und 
Methoden (Verweis: siehe Schritt 5) hat sich 
dabei bewährt. Im Zeitstrahl kann die Ver-
zahnung der einzelnen Prozesse über Pfeile 

dargestellt werden. Nur wenn der Beteili-
gungsprozess inhaltlich und zeitlich syste-
matisch mit den Schritten des Planungs- und 
Entscheidungsprozesses verbunden ist, kann 
er diesen auch unterstützen.

Sofern Sie das Projekt, zu dem Sie beteili-
gen wollen, in cProject abgebildet haben, 
können Sie die Termine und Meilensteine in 
den Zeitplan für das Beteiligungskonzept 
übertragen. Dann brauchen Sie lediglich die 
zeitlichen Hinweise des Beteiligungs- und 
Kommunikationsprozesses zu ergänzen. 

In vielen Fällen sind mehrere Ämter in ein 
Verfahren eingebunden. Daher ist eine gute 
interne Abstimmung zwischen allen Betei-
ligten von Beginn an unerlässlich. Es bietet 
sich an, den Beteiligungsprozess nach 
Möglichkeit gemeinsam zu planen (Verweis 
zum Abschnitt: Der Planungsworkshop).

Planung: Schritt 4
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Praxistipp: Hilfreiche Fragen für den Zeitplan 
 

•	Welche formalen Schritte und Fristen sind im Planungsprozess zu beachten (zum 
Beispiel Sitzungstermine und -fristen, Bebauungsplanänderung, Mittelfreigabe, 
Prüfungen des Rechnungsprüfungsamtes, Fördermittelfristen)? 

•	Wann müssen politische Entscheidungen und Beschlüsse getroffen werden? 

•	Wo bestehen Gestaltungsspielräume für Beteiligung? 

•	Wie beeinflusst das Beteiligungsparadoxon (siehe Exkurs Seite 46) den  
zeitlichen Ablauf der Beteiligung? 

•	Erfordert die Komplexität und/oder Konflikthaftigkeit des Vorhabens mehrere 
Beteiligungsphasen? 

•	Bis wann müssen die Ergebnisse der Beteiligung spätestens vorliegen? 

•	Insbesondere bei komplexen und daher mehrstufigen Vorhaben: 
 
Wie wird der zeitliche Abstand zwischen Beteiligungsphasen gestaltet, damit: 

•	Auswertung und Einbindung der Ergebnisse möglich sind, 

•	das öffentliche Interesse erhalten bleibt und 

•	notwendige Pausen zur Vorbereitung weiterer Schritte eingeplant sind?

Ein Ausfüll-Muster für einen Ablaufplan finden Sie  
in unseren Arbeitshilfen im Intranet.

Planung: Schritt 4
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Planung: Schritt 4

Ergebnis Schritt 4

Der Zeitplan ist erstellt.

Zum Abschluss von Schritt 4 haben Sie:

•	den Ablauf der Beteiligungsphase(n) geplant, 

•	die Beteiligungsphase(n) systematisch mit dem Planungs- und  
Entscheidungsprozess verzahnt und 

•	all dies in einem Zeitplan grafisch umgesetzt.

Exkurs: Das Beteiligungsparadoxon

Das Beteiligungsparadoxon beschreibt, dass im Verlauf eines Planungsprozes-
ses das Interesse und die Betroffenheit der Bürger*innen zwar immer größer 
werden (weil zum Beispiel Veränderungen bereits sichtbar sind), gleichzeitig 
aber die Möglichkeiten, wirklich Einfluss zu nehmen, immer kleiner werden. Das 
führt oft zu Frust und kann die Akzeptanz des Vorhabens gefährden.

Um dem Beteiligungsparadoxon entgegenzuwirken, ist die Wahl des Zeitpunktes für Beteili-
gungsmöglichkeiten entscheidend. Es ist wichtig, nicht so lange zu warten, bis das Interesse 
der Öffentlichkeit in Frustration umschlägt, weil eigentlich gar nichts mehr zu beeinflussen ist.

Eine gute Strategie ist, die Menschen früh und verständlich zu informieren und ihnen  
verschiedene Möglichkeiten der Beteiligung anzubieten. Diese Angebote sollten auch  
über die gesetzlich vorgeschriebenen Beteiligungen hinausgehen und idealerweise  
ansetzen, bevor sich der steigende Pfeil des Engagements und Interesses mit dem  
sinkenden Pfeil der Einflussmöglichkeiten kreuzt. So kann sichergestellt werden, dass  
die Stimmen der Bürger*innen gehört werden und sie aktiv an der Gestaltung ihres  
Lebensumfelds mitwirken können, weil die Einflussmöglichkeit dafür noch vorhanden ist.
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Beteiligungsportal entsprechend aktuali-
sieren. Es ist außerdem sinnvoll, während 
und nach der Umsetzungsphase zu 
dokumentieren, welche Ergebnisse aus 
der Beteiligung entstanden sind. Das zeigt 
den Menschen, die mitgemacht haben, 
dass es sich gelohnt hat.

Natürlich kann es im Zeitplan immer zu 
Verzögerungen kommen. Haben Sie den 
Mut, auch darüber offen und ehrlich zu 
informieren.

Bedenken Sie zudem neben dem Planungs-
prozess unbedingt auch den Umsetzungs-
prozess. Die Öffentlichkeit interessiert sich 
sehr dafür, wann etwas tatsächlich umge-
setzt wird. Deshalb sind Informationen  
und Transparenz hier besonders wichtig. 
Auch nachdem der Beteiligungsprozess  
abgeschlossen ist, sollten Sie weiterhin 
über den aktuellen Stand informieren  
und die Informationen auf dem 

Bedenken Sie neben 
dem Planungsprozess 
unbedingt auch den 
Umsetzungsprozess.
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Zeitplan Projekt XY

Planung: Schritt 4
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begleitende zielgruppengerechte Kommunikation

Aktionszeitraum

Beteiligungsphase 1 …Beteiligungsphase 2

Umsetzung
Beschluss zu 

Entwurfsplanung
Planungsschritt …Planungsschritt 2Planungsschritt 1 …Planungsschritt 3

Evaluation des 
Beteiligungs-

prozesses

Inhaltliche Meilensteine

Beteiligungsprozess

Kommunikationsprozess

Der Kommunikations-
prozess wird in Schritt 6 
befüllt.
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Schritt 5: Geeignete Formate  
und Methoden auswählen
Von den Zielen und Zielgruppen her denken
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Die Erkenntnisse aus den Schritten 2 und 
3 zu Ihren Zielen und Zielgruppen sind 
entscheidend für die Methodenauswahl. 
Denn: Nicht die Methode gibt die Ziele 
vor, sondern die Ziele und die Zielgruppen 
bestimmen die Beteiligungsmethoden!

Natürlich können aber auch weitere 
Aspekte wie Aufwand (zeitlich, personell, 
finanziell) oder praktische Durchführbarkeit 
ausschlaggebend für die Wahl der Methode 
sein. Wir als Büro für Öffentlichkeitsbeteili-
gung beraten Sie gerne, welche Methode(n) 
passend zu Ihren Zielen und Zielgruppen 
ist/sind.

Vielfalt an Beteiligungsmethoden
Es gibt eine große Vielfalt an Beteili-
gungsmethoden. Gleichzeitig spielt die 
sorgfältige Auswahl der Methoden eine 
wichtige Rolle für das Gelingen eines 
Beteiligungsverfahrens. 

Manche Methoden dienen zur Informa-
tionsvermittlung, andere helfen dabei, 
Rückmeldung und Feedback zu etwas zu 
bekommen. Wieder andere regen zur Dis-
kussion oder Ideenfindung an, was für die 
weitere Planung hilfreich ist. 

Je nach Methode werden bestimmte Per-
sonengruppen leichter, andere schwerer 
erreicht. Wie in Schritt 3 (Zielgruppen) 
beschrieben, hängt die Wahl auch davon 
ab, ob Sie offene Formate bieten möchten, 
die frei zugänglich sind oder gezielt Ihre 
Zielgruppen zu Formaten einladen, die für 
andere nicht zugänglich sind.

Folgende Beispiele veranschaulichen die 
Vielfalt an Beteiligungsmethoden und 
-formaten.

Beispiel 1
Gibt es für Ihr Projekt bereits einen Entwurf mehrerer Varianten und ist das Ziel der Beteili-
gung, Rückmeldungen zu diesen Varianten zu erhalten, dann eignet sich zum Beispiel eine 
Veranstaltung vor Ort. Dazu laden Sie Ihre Zielgruppen ein, stellen an Themen-Tischen jede 
Variante vor und notieren das Feedback auf Karten.

Beispiel 2
Gehören Ihre Zielgruppen eher nicht zu denen, die zu Vor-Ort-Veranstaltungen der Verwal-
tung kommen, könnte die Erklärung der Varianten auch in einem Flyer erfolgen. Rückmel-
dungen können dann in einen Feedback-Briefkasten am Projektort eingeworfen werden. 

Alternativ oder ergänzend kann das Ganze auch digital umgesetzt werden – etwa mit Erklär-
videos und Kommentarfunktion auf dem städtischen Beteiligungsportal (siehe Praxistipp). 

Das hat hinsichtlich des Themas Barrierefreiheit den Vorteil, dass sowohl eine Mehr-
kanalkommunikation erfolgt (digital und analog) als auch das Beteiligungsangebot 
über mindestens zwei Sinneskanäle vermittelt wird: Lesen/Sehen und Hören. 

Rückmeldemöglichkeiten könnten dann ebenso sein: Schreibend und verbal.

Beispiel 3
Möchten Sie die Bedürfnisse von Zielgruppen verstehen, die direkt von Ihrem Vorhaben 
betroffen sind, um Ihre Planung bestmöglich darauf auszurichten, eignen sich Formate, 
die nicht offen für „alle“ sind. Sie laden Ihre Zielgruppe gezielt dazu ein, zum Beispiel zu 
Begehungen des Projektortes oder Stadtspaziergängen. Sie könnten die Menschen auch 
aus ihrer jeweiligen Sicht einen Fragebogen ausfüllen lassen und diesen dann nach der 
jeweiligen Perspektive auswerten.

Beispiel 4
Handelt es sich bei Ihren Zielgruppen um Menschen, die sich grundsätzlich nicht an- 
gesprochen fühlen, wenn wir sie als Verwaltung zu einer Beteiligung einladen, bieten  
sich aufsuchende Formate an. Sie gehen also zu Ihren Zielgruppen hin, zum Beispiel  
an den Projektort, und sprechen sie dort an.

Beispiel 5
Sie könnten auch zufällig Menschen auswählen und einladen, die bestimmte Merkmale 
haben, zum Beispiel ein bestimmtes Alter, Geschlecht, einen bestimmten Bildungsweg oder 
eine Migrationsgeschichte. Das ist besonders hilfreich, wenn ein Thema aus möglichst  
vielen Blickwinkeln betrachtet werden soll. So wird Ihre Zielgruppe vielfältiger und bunter.

Planung: Schritt 5



Um zu erfahren, ob Ihre gewählten Methoden und Formate passend für Ihre Zielgruppen 
waren, sollten Sie sich außerdem Gedanken machen, wie diese evaluiert werden können. 
Schließlich wollen Sie aus einem Beteiligungsprozess für kommende Beteiligungen lernen. 
Beispielsweise könnten Sie am Ende einer Veranstaltung Feedback zu dieser über eine 
Punkte-Wand mit der Frage „Wie hat Ihnen die Veranstaltung gefallen?“ einholen. Oder Sie 
legen einen kurzen Fragebogen aus. Das geht natürlich auch online.

Übersichten zu verschiedenen Beteiligungsmethoden gibt es im Internet 
zuhauf. Aufgrund unserer Erfahrungen in der Beratung von verschiedenen 
Fachämtern haben wir als Büro für Öffentlichkeitsbeteiligung einen Methoden-
fächer erstellt, der Ihnen einen Überblick zu bewährten Methoden verschafft. 
Diese sind nach Beteiligungszielen aufgeteilt und geben Ihnen Hinweise 
darauf, welche Materialien und Ressourcen benötigt werden und für wie viele 
Teilnehmenden diese geeignet sind.

Praxistipp: Das Beteiligungsportal der Stadt Köln

Um Beteiligungsmöglichkeiten auch im digitalen Raum anzubieten, gibt es seit 2019 
das Kölner Beteiligungsportal www.meinungfuer.koeln.
 
Es ist natürlich möglich, den Beteiligungsprozess ausschließlich online durchzuführen. 
Aber denken Sie an die Aussage oben: Die Methoden und Formate müssen nicht 
nur zu Ihren Zielen, sondern auch zu Ihren Zielgruppen passen. Und auch wenn die 
Menschen immer digitaler werden, gibt es Zielgruppen, die darüber eben nicht erreicht 
werden. 

Unsere Erfahrungen zeigen daher: Die besten Beteiligungsprozesse sind crossmedial. 
Es werden also sowohl digitale als auch analoge Methoden angeboten. Schauen Sie 
sich doch gerne auf dem Beteiligungsportal einmal um und lassen Sie sich von den 
verschiedenen Methoden und Formaten inspirieren. 

Ergebnis Schritt 5

Sie haben die zu Ihren Zielen und Zielgruppen passenden Methoden und Formate 
für den Beteiligungsprozess ausgewählt.
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Sie sehen: Es kann sein, dass eine Methode, 
die bei der einen Zielgruppe gut funktioniert 
hat, für eine andere nicht geeignet ist.

Wählen und verbinden Sie die Methoden 
daher so, dass Sie Ihre Zielgruppen wirk-
lich erreichen und von diesen verstanden 
werden können.

Dabei hilft Ihnen erneut die Zielgruppen-
analyse aus Schritt 2 und die Auseinander-
setzung mit folgenden Fragen:

•	Welche besonderen Anforderungen haben 
Ihre Zielgruppen (zum Beispiel barriere-
freie Räume oder leichte Sprache)? 

•	Wie schaffen Sie einen verständlichen 
Einstieg in das Thema? 

•	Welche zeitlichen Möglichkeiten bringen 
Ihre Zielgruppen mit? 

•	Welche Beteiligungshemmnisse (siehe 
Schritt 3) müssen überwunden werden?

(vergleiche BSWBV 2019, Seite 46)

Außerdem kann Ihnen folgende Übung 
helfen:

Stellen Sie sich vor, in Ihrer Ziel-
gruppe sind Menschen, die nicht 
sehen oder nicht hören oder nicht 

lesen, sich nur mit dem Rollstuhl oder  
Rollator fortbewegen können, für die 
Deutsch eine schwer verständliche  
Fremdsprache ist oder die lange Sätze  
und Fremdworte kaum verstehen. 

Versetzen Sie sich jeweils für eine Minute 
so gut wie möglich in die Situation dieser 
Personen: 

Was muss geschehen oder gegeben sein, 
damit diese Personen aus dieser Situation 
heraus verstehen, dass sie mit der Beteili-
gungseinladung gemeint sind und dass sie 
sich beteiligen können?

Methodenmix: Beteiligungsmethoden 
erfolgreich kombinieren
Wie in Schritt 4 (Zeitplanung erstellen) 
beschrieben, brauchen komplexere Pro-
jekte mehrere Beteiligungsphasen, die 
häufig unterschiedliche Ziele verfolgen. 
Dann ist die Kombination verschiedener 
Methoden notwendig. Das ist auch der Fall, 
wenn Ihre Zielgruppen sehr heterogen sind.

Beispielsweise kann zu Beginn einer Betei-
ligung die Information der Öffentlichkeit 
im Vordergrund stehen, um alle auf einen 
Informationsstand zu bringen und für eine 
Beteiligung zu befähigen. Dafür bieten sich 
im digitalen Raum Erklärvideos an. Bei Vor-
Ort-Veranstaltungen könnten Sie mittels 
einer gut aufbereiteten, verständlichen  
Präsentation das Thema, zu dem beteiligt 
wird, erläutern und für Fragen zur Verfü-
gung stehen. In der nächsten Beteiligungs-
phase könnten Ideen aus verschiedenen 
Perspektiven gesammelt werden. In der 
letzten Beteiligungsphase könnten die 
Teilnehmenden dann Rückmeldungen zu 
den erarbeiteten Planungsvarianten geben. 
Ebenso ist es denkbar, dass zunächst 
Expert*innen beteiligt werden, mit denen 
ein Planungsentwurf erarbeitet wird, der im 
zweiten Schritt der breiten Öffentlichkeit 
vorgestellt wird. Und wenn Sie dann mer-
ken, dass bestimmte Zielgruppen fehlen 
und sich gar nicht beteiligt haben, könnten 
Sie Methoden nutzen, die gezielt eher stille 
Zielgruppen ansprechen. 
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Schritt 6: Information und  
Kommunikation planen
Kommunikation als Basis für gute Beteiligung

Wichtige Fragen für Ihre Kommunikationsplanung:

•	Wann: Zu welchen Zeitpunkten soll kommuniziert werden? 

•	Was: Welche Inhalte sollen vermittelt werden? 

•	Wer: An welche Zielgruppen richten sich die Informationen? 

•	Wie: Mit welchen Kommunikationsmitteln wird kommuniziert?

Wann: Zu welchen Zeitpunkten soll kommuniziert werden?

Nutzen Sie den Muster-Zeitplan aus Schritt 4, um Ihre Kommunikationsplanung mit 
dem Entscheidungs- und Beteiligungsprozess zu verzahnen. So ist gewährleistet, 
dass Informationen zum richtigen Zeitpunkt bei den richtigen Zielgruppen ankommen.
Vollständer Zeitplan siehe Seite 56/57

Was: Welche Inhalte sollen vermittelt werden? 

Überlegen Sie, welche Informationen geteilt werden. Das können zum Beispiel sein:

•	Der Start eines Beteiligungsverfahrens
•	Ein erstes Zwischenergebnis
•	Die Behandlung des Projekts in einem politischen Gremium
•	Die Einladung zu einer Online-Beteiligung

Für die Kommunikationsplanung ist es hilfreich, daraus klare Botschaften  
zu formulieren, zum Beispiel:

•	„Die Neugestaltung des Platzes beginnt. Alle können ihre Wünsche  
und Ideen einbringen!“

•	„Ihre Meinung ist uns wichtig! Bitte beteiligen Sie sich!“
•	„Vielen Dank für die breite Mitwirkung bei der Online-Beteiligung zu (Thema).“
•	„Große Zustimmung für (Ergebnis) im Beteiligungsverfahren!“
•	„Die Bezirksvertretung hat dem Beteiligungsergebnis zugestimmt!
•	„Der Umbau startet – das Beteiligungsergebnis wird umgesetzt.“
•	„Fertig! Die Wünsche der Kölner*innen sind umgesetzt.“
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Erfolgreiche Öffentlichkeitsbeteiligung 
braucht transparente Informationen sowie 
kontinuierliche und adressatengerechte 
Kommunikation. Menschen müssen von 
Anfang an offen und verständlich informiert 
werden, um früh Interesse zu wecken  
und Missverständnisse zu vermeiden.  
Bürger*innen können sich nur dann  
wirklich einbringen, wenn sie gut informiert 
sind. Deshalb müssen Informationen so 
aufbereitet werden, dass sie zur jeweiligen 
Zielgruppe passen und mit den richtigen 
Kommunikationsmitteln rübergebracht 
werden. 

Das braucht eine ebenso gute Planung wie 
der Beteiligungsprozess selbst. Deswegen 
beinhaltet unser Muster-Zeitplan aus 
Schritt 4 (Zeitplanung) auch einen Strang 
zur Kommunikationsplanung.

Kommunikationsplanung
Informationen nur zu veröffentlichen und 
darauf zu hoffen, dass sie die Zielgruppen 
erreichen, führt selten zum gewünschten 
Erfolg. Eine gute Kommunikationsplanung 
hilft dabei, niemanden zu vergessen und 
das Kommunikationsverhalten der Ziel-
gruppen zu berücksichtigen.

Tipp: Suchen Sie früh den Kontakt zu den 
Kommunikationsbeauftragten in Ihrem Amt, 
Dezernat oder beim Amt für Presse und 
Öffentlichkeitsarbeit, um die Kommunika-
tionsplanung gemeinsam abzustimmen.
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Praxistipp: Verständlich kommunizieren

Folgende Ratschläge helfen dabei, Texte verständlich(er) zu verfassen  
und das Thema Barrierefreiheit zu berücksichtigen

•	Kurze Sätze nutzen
•	Fachbegriffe und Fachsprache vermeiden
•	Doppeldeutigkeiten (Wortspiele, kulturell geprägte Sprachbilder) vermeiden
•	Möglichst keine Abkürzungen nutzen oder Abkürzungen erklären
•	Aktive Sprache nutzen
•	Konkrete Beispiele verwenden
•	Neben- beziehungsweise Schachtelsätze vermeiden
•	Einfache Satzkonstruktionen verwenden
•	Vorwissen der Zielgruppe berücksichtigen
•	Sprachkenntnisse der Zielgruppe beachten
•	Den fertigen Text von Fachfremden gegenlesen lassen

Anforderungen an verständliche Kommunikation

•	Vorgeschichte klären und Themen bündeln
•	Materialien zielgruppenspezifisch aufbereiten 
•	Gestaltungsspielraum und das weitere Vorgehen kommunizieren

strukturiert

aktiv und
frühzeitig

zielgruppen-
spezifisch

in zwei 
Richtungen

kontinuierlich

inklusiv

bildhaft

einfach

•	Vor der Entscheidung informieren und Verzögerungen  
offen begründen

•	Zwischenstände mitteilen 

•	Mit Text und Bild kommunizieren und die  
Informationsintensität anpassen

•	Multiplikator*innen nutzen 

•	Fachwörter verständlich erklären und zusätzlich eine  
einfache Sprache anbieten

•	Bedürfnisse erkennen und entsprechend reagieren
•	Unterstützung bei Expert*innen suchen

•	Bürger*innen wertschätzen
•	Keine Frontalvermittlung 
•	Erreichbar bleiben und offen für Feedback sein
•	Ansprechpartner*innen konkret benennen

•	Prozessbegleitend informieren und begründen
•	Nach Ende der aktiven Beteiligungsphase berichten

•	Nutzen Sie mindestens zwei Sinne (Sehen und Hören)  
zur Informationsvermittlung 

•	Bilder sind aussagekräftiger und helfen beim Verständnis – 
vor allem, wenn der Text per Sprachausgabe vorgelesen  
werden muss 

•	Doch Achtung: Bilder können gegebenenfalls auch etwas  
Anderes ausdrücken als gemeint ist
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1. Kontinuierliche Kommunikation

Frühzeitige und laufende Information –  
auch nach der Beteiligung, während der 
Umsetzung bis zum Projektabschluss  
und in Beteiligungspausen!

2. Transparente, offene Kommunikation

Von Anfang an ehrlich über Grenzen der 
Beteiligung und mögliche Herausfor- 
derungen informieren.

3. Situationsgerechte Kommunikation

Je nach Phase und Situation unterschied-
liche Kommunikationsformen nutzen, um 
Zielgruppen zu erreichen.

4. Zielgruppengerechte Kommunikation

Inhalte und Kanäle an die Bedürfnisse der 
Zielgruppen anpassen.
Mehrkanal-Kommunikation: sowohl digital 
als auch analog

5. Dialogorientierte Kommunikation

Dialog ermöglichen und Menschen auf 
Augenhöhe begegnen (zum Beispiel  
Rückfragen ermöglichen).

6. Von innen nach außen

Kolleg*innen im eigenen Fachamt oder 
Dezernat oder stadtweit informieren und 
einbinden. Viele Kolleg*innen sind auch 
Kölner*innen und sollten früh und nicht erst 
über die Presse von Beteiligungsmöglich-
keiten erfahren, zum Beispiel über das 
Intranet.

Sechs Erfolgsfaktoren für gelungene  
Kommunikation
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Wer: An welche Zielgruppen richten sich 
die Informationen?

Überlegen Sie, wer die Informationen 
bekommen soll. Dabei hilft Ihnen die Ziel-
gruppenanalyse aus Schritt 3. Je nach  
Zielgruppe können Sie die Menschen  
entweder direkt ansprechen oder über 
sogenannte Multiplikator*innen, also  
Personen oder Gruppen, die ein Vertrau-
ensverhältnis zu Ihrer Zielgruppe haben.

Wie: Mit welchen Kommunikations- 
mitteln wird kommuniziert? 

Welche Kommunikationsmittel am besten 
passen, hängt natürlich von Ihren Zielgrup-
pen ab. Nachfolgend ein paar Beispiele:

•	„Klassische“ Medien: Städtische Web-
seite, Pressemitteilungen, Pressekonfe-
renzen 

•	Branchenpublikationen: Stadt(-teil)maga-
zine, Studierenden- oder Schulzeitungen

•	Post: Wurfsendungen, Postkarten,  
persönliche Einladungen 

•	Online: Städtischer Newsletter, Beteili-
gungsportal der Stadt Köln und der Ver-
anstaltungskalender dort, Mailing-Listen 

•	Soziale Medien: Facebook, Instagram et 
cetera – für den direkten Austausch  

•	Papierbasierte Veröffentlichungen:  
Aushänge, Plakate, Flyer 

•	Kombination: Eine gute Mischung aus 
digitalen und analogen Kanälen nutzen
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In den Arbeitshilfen im Intranet 
finden Sie Muster für einige Kom-
munikationsmittel wie Flyer und 

Plakate. Der Druck- und Layoutservice 
(Zentrale Dienste) kann Ihnen darüber 
hinaus weitere Unterstützung und Tipps 
geben. Fragen Sie am besten frühzeitig 
nach!

Planung: Schritt 6

Praxistipp: „Grundtext“ zur Arbeitsentlastung

Wenn Sie mehrere Zielgruppen ansprechen wollen, hilft es, einen „Grundtext“ zu 
schreiben, den Sie leicht für jede Zielgruppe anpassen können. So sparen Sie Zeit 
und bleiben trotzdem zielgerichtet.

Ergebnis Schritt 6

Die Kommunikationsplanung ist abgeschlossen

Zum Abschluss von Schritt 6 haben Sie

•	sich Botschaften für die Informationsvermittlung überlegt, 

•	zu Ihren Zielgruppen passende Kommunikationswege und -mittel ausgewählt und 

•	diese zeitlich mit dem Entscheidungs- und Beteiligungsprozess verknüpft.



Schritt 7: Dokumentation,  
Auswertung und Evaluation planen
Entscheidend für die Wirksamkeit und den Erfolg  
eines Beteiligungsverfahrens

Die Nachbereitung eines Beteiligungsver-
fahrens ist kein formaler Abschluss, son-
dern ein entscheidender Teil des Prozesses. 
Nur gut dokumentierte, ausgewertete und 
evaluierte Beteiligungsverfahren schaffen 
Transparenz, sichern Akzeptanz und liefern 
wertvolle Erkenntnisse für zukünftige 
Projekte. 

Fehlt diese Transparenz, kann der Eindruck 
entstehen, dass Beiträge im „Nirgendwo“ 
verschwinden. Die Folge: sinkendes 
Vertrauen der Bürger*innen und eine 
wachsende Zurückhaltung, sich künftig an 
ähnlichen Verfahren zu beteiligen.
Umso wichtiger ist es, Dokumentation, 
Auswertung und Evaluation bereits in der 
Planungsphase mitzudenken.

Ergebnisse sichtbar machen:  
Die Dokumentation

Die Dokumentation ist die Basis, um 
Ergebnisse zugänglich und nachvollziehbar 
darzustellen. Sie ist neutral, klar formuliert 
und verständlich, damit auch Personen, die 
nicht teilgenommen haben, den Prozess 
und seine Ergebnisse nachvollziehen 
können.

Mögliche Formen der Dokumentation: 

•	Schriftlicher Bericht (zum Beispiel Zusam-
menfassung der Beiträge und Ergebnisse) 

•	Fotodokumentation oder visuelle 
Zusammenfassungen

Transparenz zum weiteren Projektver-
lauf: Dokumentieren Sie nicht nur den 
Beteiligungsprozess, sondern auch die 
Umsetzungsschritte danach. So sehen 
Beteiligte, dass ihre Arbeit Wirkung 
zeigt – ein zentraler Faktor für Moti-
vation und Vertrauen. Außerdem wird 
so die Komplexität eines Verfahrens 
deutlich.

Ergebnisse bewerten: Die Auswertung

Die Auswertung geht über die reine 
Darstellung der Daten hinaus. Sie inter-
pretiert die Ergebnisse auf Faktenbasis, 
ordnet sie fachlich ein und bereitet sie 
für politische Entscheidungen auf. Meist 
handelt es sich dabei um eine qualita-
tive Auswertung – das heißt, es wird 
nicht nur auf Zahlen geschaut, sondern 
vor allem auf den Inhalt und die Vielfalt 
der Beiträge. Wie bereits in Kapitel 1 
erwähnt: Die unterschiedlichen Sicht-
weisen und die Qualität der Beiträge 
sind oft wichtiger als die reine Anzahl 
der Beteiligten.

Transparenz ist auch bei der Auswer-
tung sehr wichtig: Die Kriterien und Per-
spektiven, nach denen die Ergebnisse 
bewertet werden, müssen unbedingt 
offen benannt werden. Damit sich die 
Politik verlässlich mit den Ergebnissen 
auseinandersetzen kann, ist die Auswer-
tung verpflichtend.

Typische Inhalte einer Auswertung:

•	Inhaltliche Zusammenfassung und  
Analyse (qualitativ) 

•	Teilnehmendenzahlen und gegebenen-
falls demografische Daten (quantitativ) 

•	Medienresonanz und öffentliche 
Wahrnehmung

Ein Auswertungskonzept legt schon 
im Vorfeld fest, wie die Ergebnisse der 
Öffentlichkeitsbeteiligung gesammelt, 
geordnet und ausgewertet werden. Das 
hilft, die vielfältigen Meinungen und 
Ideen systematisch zu erfassen und 
transparent zu bearbeiten. 

Außerdem sorgt ein klares Konzept 
dafür, dass keine wichtigen Informatio-
nen verloren gehen. Es schafft Struktur, 
Transparenz und Verlässlichkeit. Wir 
als Büro für Öffentlichkeitsbeteiligung 
beraten Sie gerne zur Erstellung eines 
Auswertungskonzeptes.

Wertschätzung zeigen: Eine gründ-
liche Auswertung signalisiert, dass die 
Beiträge ernstgenommen wurden und 
dass Entscheidungen auf einer soliden, 
faktenbasierten Grundlage getroffen 
werden.

Aus Erfahrungen lernen: Die Evaluation

Jedes Beteiligungsverfahren ist auch 
ein Lernprozess. Eine Evaluation  
analysiert, was gut funktioniert hat,  
wo Hürden lagen und wie künftige  
Verfahren verbessert werden können. 
Es kann entweder eine Selbstevaluation 
erfolgen oder die Evaluation kann 
extern beauftragt werden. Letzteres 
empfiehlt sich, wenn das Vertrauen in 
den Prozess erhöht werden soll (insbe-
sondere in konfliktbehafteten Verfahren 
empfehlenswert).
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Jedes Beteiligungs-
verfahren ist auch ein 
Lernprozess.

Planung: Schritt 7



Methoden und Instrumente:

•	Zwischenevaluationen während des  
laufenden Verfahrens, um bei Bedarf 
nachzusteuern 

•	Soll-Ist-Abgleich der gesetzten Qualitäts-
ziele (siehe Schritt 2: Exkurs) und der in 
den Leitlinien für Öffentlichkeitsbeteili-
gung genannten Qualitätsstandards 

•	Feedback der Teilnehmenden, zum  
Beispiel durch Fragebögen oder  
Feedback-Karten 

•	Reflexionstermin mit der Projektgruppe 

Vor allem wenn es ein mehrphasiger Betei-
ligungsprozess ist oder ein erstmaliges 
Beteiligungsverfahren in der Art, ist die 
Erstellung eines Evaluationsberichts sehr 
zur empfehlen.

Typischer Inhalt eines Evaluationsberichts:

Die Auswertung:
•	Inhaltliche Zusammenfassung und Analyse
•	Teilnehmendenzahlen und gegebenenfalls 

demografische Daten
•	Medienresonanz und öffentliche  

Wahrnehmung 

Schlussfolgerungen:
•	Projektentwicklung und Zieländerungen
•	Erreichte und nicht erreichte Ziele und die 

Gründe dafür
•	Förderliche und hinderliche Faktoren im 

Projektverlauf
•	Lernerfahrungen und Empfehlungen für 

Folgeprojekte 

Offene Kommunikation: Auch Schwierig-
keiten oder Fehler sollten transparent 
benannt werden. Dies wirkt professionell, 
stärkt Glaubwürdigkeit und macht die 
Ergebnisse wertvoll für andere Projekte und 
Organisationen.

Planung: Schritt 7

64 65

Ergebnis Schritt 7

Der Umgang mit den Ergebnissen ist geplant.

Dabei haben Sie: 

•	festgelegt, wie Ergebnisse neutral dokumentiert und veröffentlicht werden, 

•	Kriterien für die Auswertung definiert, 

•	nachvollzogen, wann eine Evaluation empfehlenswert ist und damit 

•	die Grundlage für zukünftige, erfolgreiche Verfahren geschaffen.

Das Beteiligungskonzept

Wichtig ist, die Planung der 7 Schritte in einem Beteiligungskonzept festzuhalten. Das 
Beteiligungskonzept ist die Grundlage für Ihre eigene Arbeit und die der beteiligten Ämter. 
Es ist aber vor allem auch die Basis für die Entscheidung des zuständigen politischen 
Gremiums.
 
Je nachdem, wie groß und komplex Ihr Projekt ist, kann das Beteiligungskonzept kurz 
oder ausführlich sein. Manchmal kann es auch verschiedene Möglichkeiten vorschlagen, 
zwischen denen das politische Gremium entscheiden muss. Wichtig ist, dass alle wichtigen 
Punkte klar, verständlich und nachvollziehbar beschrieben sind. Nur so können Politik und 
Bürger*innen das Konzept verstehen und nachvollziehen. Grafische Elemente, wie zum  
Beispiel der Zeitplan, sind dafür hilfreich.
 
Denken Sie daran, dass das Beteiligungskonzept beschlossen werden muss.  
Der Beschlusstext könnte so lauten:

„Der/die [Gremium einfügen] beauftragt die Verwaltung, eine Öffentlichkeitsbeteiligung 
gemäß des beigefügten Beteiligungskonzepts durchzuführen und die Ergebnisse der/dem 
[Gremium einfügen] vorzulegen.“ 

Ein Muster für ein Beteiligungskonzept finden Sie in den Arbeitshilfen.

Der Planungsworkshop 

Oft sind bei einem Beteiligungsverfahren mehrere Ämter und auch externe Partner*innen 
beteiligt. Deshalb ist es hilfreich, von Anfang an gut zusammenzuarbeiten und sich gut 
abzustimmen. Am besten planen Sie den Beteiligungsprozess und den begleitenden 
Kommunikationsprozess daher gemeinsam. So entsteht eine gute Grundlage für das 
Beteiligungskonzept.

Wir als Büro für Öffentlichkeitsbeteiligung bieten dafür Planungsworkshops an, in denen  
wir gemeinsam die 7 Schritte besprechen. Manchmal gehen wir dabei sehr ins Detail, 
manchmal nur grob – je nachdem, was gerade wichtig ist.

Der Planungsworkshop gibt allen Beteiligten einen guten Überblick und die Möglichkeit, 
ergänzende Fragen zu klären. Das Ziel ist, alle wichtigen Akteur*innen zusammenzubringen, 
damit die Planung des Beteiligungsprozesses von Anfang an gemeinsam erfolgt. So wird  
die Planung selbst schon partizipativ, was zu Akzeptanz führt. Kommen Sie gerne frühzeitig 
auf uns zu!



Wenn das politisch verantwortliche Gre-
mium das Beteiligungskonzept beschlos-
sen hat, kann die Umsetzung beginnen.
In diesem Kapitel möchten wir als Büro für 
Öffentlichkeitsbeteiligung unsere Erfahrun-
gen aus zahlreichen Beteiligungsverfahren 
mit Ihnen teilen. Dabei konzentrieren wir 
uns auf zwei Aspekte: Arbeitshilfen für die 
praktische Umsetzung und Notfalltipps für 
Schwierigkeiten im Prozess.

Arbeitshilfen für die praktische Umsetzung 
Als Kompetenzstelle für das Thema Öffent-
lichkeitsbeteiligung möchten wir Sie bei der 
Umsetzung von Beteiligungsverfahren best-
möglich unterstützen. Deshalb haben wir im 
Intranet eine Sammlung an Arbeitshilfen für 

Sie erstellt, die wir stetig erweitern. Sollten 
Sie die gewünschten Informationen (noch) 
nicht in unseren Arbeitshilfen finden, kom-
men Sie gerne auf uns zu!

Handlungskonzept Barrierefreiheit
Das Handlungskonzept Barrierefreiheit 
haben wir bereits an einigen Stellen in dieser 
Praxishilfe erwähnt. Es enthält wertvolle 
Hinweise für barrierefreie Veranstaltungen, 
darunter Checklisten für Veranstaltungsorte 
und den Service vor Ort sowie Informationen 
zur Vermietung induktiver Höranlagen. Darü-
ber hinaus finden Sie im Handlungskonzept 
Hinweise zur Barrierefreiheit im Internet, 
insbesondere zu barrierefreien Dokumenten 
und Leichter Sprache.

Veranstaltungsorganisation
Neben unserer Erfahrung zur Barrierefrei-
heit bei Veranstaltungen geben wir Ihnen 
gerne auch Hinweise zu folgenden Themen:

•	Beauftragung von Gebärdendolmet-
scher*innen 

•	Beauftragung von Moderator*innen 

•	Beauftragung von Fotograf*innen und/
oder Videograf*innen 

•	Verschiedene städtische und nicht- 
städtische Veranstaltungsräume 

•	Datenschutz bei Veranstaltungen 

•	Muster für Spielregeln/Regeln zur  
Zusammenarbeit und Gesprächsregeln 
bei Veranstaltungen

Online-Beteiligungen auf dem 
Beteiligungsportal

Um Ihnen das Beteiligungsportal näherzu-
bringen, haben wir eine Arbeitshilfe erstellt, 
die die Funktionsweise des Portals erläu-
tert. Sie zeigt, wie Sie:

•	über Beteiligungsverfahren informieren,
•	Online-Beteiligungsverfahren durchführen,
•	über Veranstaltungen informieren und
•	aktuelle Stände und Meldungen erstellen. 

Zudem stellen wir verschiedene Formate 
für Online-Beteiligungen mit Praxisbeispie-
len dar, darunter: 

•	Fragen und Antworten
•	Ideenmanagement
•	Kartendialog
•	Variantendiskussion 

Wir machen außerdem deutlich, was wir 
von Ihnen benötigen, um Online-Beteiligun-
gen auf dem Beteiligungsportal abzubilden. 
Außerdem gehört auch eine Schulung zum 
Beteiligungsportal zu unseren Serviceleis-
tungen für Sie.

3. Kapitel
Die Beteiligung durchführen

Auch bei sorgfältiger Planung können 
Herausforderungen bei der Umsetzung 
auftreten. Im Projektmanagement gibt es 
dafür das sogenannte Risikomanagement. 
Dabei werden im Vorfeld mögliche Risiken 
identifiziert, nach ihrer Eintrittswahrschein-
lichkeit und Auswirkung analysiert, Gegen-
maßnahmen geplant und mögliche Risiken 
beobachtet und gesteuert.

Wir haben diesen Schritt für Sie vorbereitet 
und beschreiben in der folgenden Grafik 
häufige Probleme in Beteiligungsprozessen, 
eingeordnet nach Gefahr für den Prozess 
und Beeinflussungsmöglichkeiten:

Notfalltipps für Schwierigkeiten im Prozess
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Eine Schulung zum 
Beteiligungsportal 
gehört zu unseren 
Serviceleistungen.

Durchführung
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Verlust der Prozesssteuerung
Als verantwortliches Fachamt müssen 
Sie den Prozess immer im Griff behalten. 
Vorsicht vor engagierten Einzelpersonen, 
die den Prozess für eigene Zwecke nutzen 
wollen. Bleiben Sie sachlich und kom-
munizieren Sie offen, zum Beispiel durch 
Veröffentlichung von Abläufen, Zwischener-
gebnissen und Beteiligungsmöglichkeiten 
oder eventuelle Anpassungen. So verhin-
dern Sie Manipulation und Machtspiele, die 
den Prozess blockieren können.

Dominanten Teilnehmenden begegnen
Wiederholungen, Zwischenrufe oder laute 
Kommentare kommen oft von Personen 
mit unerfüllten Bedürfnissen oder schlech-
ten Erfahrungen. Diese sollten Sie ernst 
nehmen, Störungen aber nicht tolerieren. 
Besonders, wenn Bürgerinitiativen anwe-
send sind, kann es vorkommen, dass einige 
ihrer Mitglieder sehr laut auftreten. Das 
spiegelt aber nicht unbedingt die Stimmung 
oder Meinung aller Anwesenden wider. 

Eine klare und faire Moderation hilft,  
den Ablauf zu sichern. Jene könnte die 
Kritik rekapitulieren („Ich habe verstanden, 
dass …“) und eventuell auf einem Flipchart 
oder ähnlichem notieren. Das reduziert 
den Wiederholungsdruck bei engagierten 
Kritiker*innen.

Geringere Beteiligung als geplant bezie-
hungsweise wesentliche Zielgruppen sind 
nicht anwesend
Überprüfen Sie, ob das Beteiligungs-
angebot gut kommuniziert wurde und die 
Ansprache zu Ihren Zielgruppen passt. Falls 
nötig, passen Sie das Konzept an oder nut-
zen Sie die Möglichkeit einer vertretenden 
Beteiligung (Kapitel 2, Schritt 3).

Höhere Beteiligung als geplant
Mehr Interesse ist gut, kann aber Platz- 
oder Organisationsprobleme verursachen. 
Ergänzen Sie das Beteiligungsangebot zum 
Beispiel um Online-Angebote oder zusätz-
liche Termine. Kommunizieren Sie solche 
Lösungen klar und setzen Sie sie um.

Verzögerung der Planungen
Verzögerungen passieren, wichtig ist aber, 
sie früh und transparent zu erklären (zum 
Beispiel fehlende Gutachten). So schützen 
Sie das Vertrauen und vermeiden unange-
nehme Nachfragen.

Teilnehmende sind unzufrieden  
mit den Ergebnissen
Nicht alle Erwartungen lassen sich erfüllen. 
Erklären Sie offen, welche Meinungen und 
Positionen es gab und wie und warum die 
Entscheidung getroffen wurde.

Vorhandene Konflikte
Führen Sie Vorgespräche, um Hintergründe 
und Interessen zu verstehen. Machen Sie 
Machtverhältnisse und Ursachen sichtbar. 
Bei festgefahrenen Konflikten kann Media-
tion helfen.

Überraschungen und Zwischenfälle sind Teil vieler Gruppenprozesse und somit auch von 
Beteiligungsformaten. Entscheidend ist, wie Sie darauf reagieren. Frühzeitige Transparenz 
und klares Handeln sichern Vertrauen und verhindern, dass der Beteiligungsprozess  
Schaden nimmt.

Häufige Herausforderungen und Tipps: 
Änderung der politischen  

Rahmenbedingungen  
zum Beispiel Neuwahlen

Vorabverpflichtungen und 
Commitment der politischen 

Entscheidungsgremien können 
für Kontinuität sorgen

Fehlendes Bekenntnis 
der politischen Entscheidungs-

gremien zum 
Beteiligungsprozess

„Ob“ und „Wie“ der  
Beteiligung politisch  
beschließen lassen

Es werden nicht alle 
Zielgruppen erreicht / 

eine Gruppe ist übermäßig 
stark repräsentiert

Zielgruppenanalyse aus 
Schritt 3 nochmal anschauen, 

nachsteuern durch erneute 
Ansprache und Kontakt zu 

Multiplikator*innen, Methoden 
gegebenenfalls anpassen be-

ziehungsweise weitere  
Formate bieten

Falsche Erwartungen an 
Beteiligungsspielraum 

führen zu Enttäuschungen

Beteiligungsspielraum 
definieren und klar 

kommunizieren
(siehe Schritt 1)

Interesse an Beteiligung 
bleibt aus

Zielgruppenanalyse aus 
Schritt 3 nochmal anschauen, 

nachsteuern durch erneute 
Ansprache und Kontakt zu 

Multiplikator*innen, Kommuni-
kationsmittel gegebenenfalls 
anpassen beziehungsweise 

weitere Mittel nutzen
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Die Beteiligung abschließen

4. Kapitel

Warum ist ein guter Abschluss wichtig? 
Der Abschluss eines Beteiligungsverfahrens 
ist mehr als ein formaler Schlusspunkt. Er 
beeinflusst maßgeblich, wie Teilnehmende, 
Öffentlichkeit und politische Entscheidungs-
träger*innen den gesamten Prozess bewer-
ten. Ein sorgfältig gestalteter Abschluss 
zeigt Wertschätzung, schafft Vertrauen und 
trägt dazu bei, dass Menschen sich auch in 
zukünftigen Verfahren engagieren. Er macht 
deutlich, dass ihre Beiträge ernst genommen 
wurden und in den Entscheidungsprozess 
eingeflossen sind.

Die Planung der Dokumentation, Aus-
wertung und Evaluation des Beteiligungs-
verfahrens ist in Schritt 7 des 2. Kapitels 
beschrieben. Dieses Kapitel unterstützt Sie 
mit praktischen Arbeitshilfen und Tipps, 
die aus unseren Erfahrungen als Büro für 
Öffentlichkeitsbeteiligung entstanden sind.

Dokumentation: Zusammenstellung der 
Daten in Excel
Der erste Schritt für die Dokumentation ist  
die vollständige Erfassung aller Beteiligungs-
ergebnisse – unabhängig vom Kanal (Online, 
Workshops, Befragungen, Gespräche et 
cetera). Führen Sie alle (Roh-)Daten in 
einer zentralen Datei zusammen, um eine 
systematische Auswertung zu ermöglichen. 
Empfehlenswert ist die Sammlung in einer 
Excel-Datei, die eine strukturierte Weiterver-
arbeitung ermöglicht.

Bei Online-Verfahren liefern wir als Büro für 
Öffentlichkeitsbeteiligung die Dokumenta-
tion ebenfalls in einer einheitlichen Excel-
Datei. Diese umfasst in der Regel:

•	den unveränderten Inhalt des Beitrags 
oder Kommentars,

•	die Urheber*in des Beitrags/Kommentars,
•	gegebenenfalls eine thematische 

Kategorie,
•	die Anzahl der Kommentare zu einem Bei-

trag sowie
•	Erstellungsdatum und -uhrzeit.

Damit können Sie die eingegangenen 
Beiträge und Kommentare lesen, nachvoll-
ziehen und so weiterverwerten, wie Sie es 
benötigen. 

Im nächsten Schritt bedarf es der the-
matischen Bündelung der Inhalte. Diese 
Clusterung erleichtert es, Schwerpunkte und 
Muster zu erkennen. 

Bei einer Straßenumgestaltung könnten die 
Oberthemen zum Beispiel sein: 

•	Aufenthaltsqualität
•	Sicherheit
•	Kontrollen
•	Ruhender Verkehr (Parken)
•	Bedürfnisse verschiedener Verkehrs- 

teilnehmenden: Autofahrer*innen,  
Radfahrende, Fußgänger*innen …

Die systematische Strukturierung schafft 
einen Überblick und bildet die Basis für die 
anschließende Auswertung.

Exkurs: Mediation

Mediation ist ein vertrauliches, strukturiertes Verfahren, bei dem die Konfliktparteien 
freiwillig und eigenverantwortlich mit Hilfe neutraler Mediator*innen eine  
gemeinsame Lösung suchen. Im Mittelpunkt stehen Interessen, nicht Positionen.
Dabei geht es vor allem darum, den Konflikt durch gegenseitiges Verstehen  
der Hintergründe und Anliegen zu lösen. Mediation fördert das Gespräch und  
endet mit einer verbindlichen Vereinbarung für die Zukunft. 

Die klassischen fünf Phasen der Mediation sind:

1. Regeln und Ablauf klären
2. Sichtweisen darlegen
3. Bedürfnisse hinter den Standpunkten erkennen
4. Gemeinsame Lösungen suchen
5. Vereinbarungen schriftlich festhalten

Der „Runde Tisch“ ähnelt der Mediation, wird aber meist vorbeugend eingesetzt,  
um Konflikte gar nicht erst entstehen zu lassen. Auch hier ist eine neutrale  
Moderation wichtig.
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Auswertung: Ergebnisse verständlich  
und nutzbar machen
Die Auswertung baut auf der Dokumentation 
auf. Ziel ist es, die gewonnen Erkenntnisse 
faktenbasiert zu interpretieren, in den fach-
lichen Kontext zu setzen und für politische 
Entscheidungen aufzubereiten. 

Je nach Komplexität des Beteiligungs-
prozesses gibt es verschiedene Formen der 
Darstellung:

•	Punktuelle Beteiligung mit geringer 
Komplexität: Eine Informationsseite im 
Beteiligungsportal reicht aus. 

•	Umfangreiche Beteiligung mit differen-
zierten Ergebnissen: Eine PowerPoint-
Präsentation ist sinnvoll, die verschiedene 
Perspektiven darstellt. 

•	Sehr umfangreiche Beteiligung mit 
mehreren Phasen: Eine Auswertungs-
broschüre mit vielen Informationen bietet 
sich an.

Wichtig ist, dass die Auswertung die zentra-
len Erkenntnisse präzise wiedergibt, ohne 
sich in Details zu verlieren. Außerdem sollte 
klar sein, welche Schlussfolgerungen sich 
aus den Ergebnissen ziehen lassen.

Sprechen Sie uns gerne an, wir haben als 
Büro für Öffentlichkeitsbeteiligung einige 
Good-Practice-Auswertungen und teilen 
diese gerne mit Ihnen.

Zielgruppengerechte Kommunikation 
der Ergebnisse und nächsten Schritte
Die Kommunikation der Beteiligungsergeb-
nisse ist genauso wichtig wie deren Aus-
wertung. Passen Sie Sprache, Medium und 
Inhalt an die jeweilige Zielgruppe an:

•	Politik und Verwaltung brauchen vor allem 
Fakten und klare Handlungsoptionen. 

•	Bürger*innen möchten vor allem nach-
vollziehen können, wie ihre Beiträge 
gewertet wurden. 

•	Fachöffentlichkeit erwartet vor allem  
fundierte und umfassende Informationen.

Sie können hier zum Beispiel über eine 
(digitale) Ergebnisveranstaltung nachden-
ken, bei der die Ergebnisse der Beteiligung 
(online) präsentiert und gegebenenfalls 
diskutiert werden. Das hat den Vorteil, dass 
ein transparenter Austausch ermöglicht 
wird und unterschiedliche Perspektiven 
zusammenkommen. Zudem können offene 
Fragen direkt geklärt und Rückmeldungen 
zu den Ergebnissen eingeholt werden. 
So wird nicht nur die Nachvollziehbarkeit 
erhöht, sondern auch das Vertrauen in den 
Beteiligungsprozess gestärkt.

Transparenz bedeutet nicht nur, Ergebnisse 
darzustellen, sondern auch zu erläutern,  
wie diese in den Entscheidungsprozess  
einfließen und welche weiteren Schritte  
vorgesehen sind. So wird Akzeptanz  
gefördert und das Vertrauen in die  
Beteiligung gestärkt.

Wertschätzung für alle Beteiligten
Öffentlichkeitsbeteiligung lebt davon, dass 
Menschen ihre Zeit, Ideen und Energie 
einbringen. Diese Leistung sollte sichtbar 
anerkannt werden. Zum Beispiel durch 
persönliche Danksagungen, kurze Dankes-
botschaften per Mail oder Erwähnung in 
der Auswertung oder im Evaluationsbericht. 
Wertschätzung wirkt motivierend und 
signalisiert „Euer Engagement hat sich 
gelohnt“.

Evaluation und Retrospektive 
Nach Abschluss des Beteiligungsprozesses empfiehlt sich eine (Selbst-)Evaluation in Form 
einer Retrospektive. Ziel ist es, den laufenden Prozess zu verbessern, aus abgeschlossenen 
Verfahren zu lernen und die Beteiligungskultur weiterzuentwickeln.

Nutzen von Retrospektiven

Praxistipp: Auswertungsworkshop:  
Gemeinsames Verständnis schaffen

Um die Kernerkenntnisse zu identifizieren, gemeinsam auf die Beteiligungs- 
ergebnisse zu schauen und ein Format für die Auswertung sowie die Art der  
Kommunikation der Ergebnisse zu überlegen, bieten sich Auswertungsworkshops  
mit allen relevanten Projektbeteiligten an.

Zusammenarbeit
Gemeinsam Ziele verfolgen und 
Verantwortung teilen – für bessere 
Ergebnisse durch Teamgeist.

Prozessoptimierung
Abläufe regelmäßig überprüfen  
und verbessern, um reibungslose 
Beteiligung zu ermöglichen.

Lernen
Erfahrungen nutzen, Neues auf-
nehmen und Wissen kontinuierlich 
erweitern.

Austausch
Offene Kommunikation pflegen, um 
verschiedene Perspektiven sichtbar 
zu machen.

Motivation
Engagement und Begeisterung 
fördern, um Ideen mit Energie  
umzusetzen.

Reflexion
Vergangenes hinterfragen, um 
daraus neue Erkenntnisse und 
Verbesserungen abzuleiten.

Produktivität
Ressourcen effizient einsetzen und 
Ergebnisse wirksam erreichen.

Wissensbewahrung
Erfahrungen dokumentieren und 
sichern, damit Wissen langfristig 
verfügbar bleibt.
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Grundlage der (Selbst-)Evaluation sind die vom Rat der Stadt Köln beschlossenen 
Qualitätsstandards für gute Öffentlichkeitsbeteiligung:

Inwieweit wurden bei der Vorbereitung, 
Durchführung und Nachbereitung der 
Öffentlichkeitsbeteiligung die Qualitäts-
standards eingehalten beziehungsweise 
erreicht?

Detaillierter:
•	Wurde ein Rahmen für eine respektvolle 

und faire, auf die Sache gerichtete  
Beteiligung geschaffen? Wie?

•	Wurde frühzeitig und transparent über 
den Beteiligungsprozess und dessen 
Inhalt informiert? Wie?

•	Wurden offene, allgemein zugängliche 
Beteiligungsmöglichkeiten geschaffen?

•	Wurden „stille Zielgruppen“ zur  
Mitwirkung ermutigt? Wie?

•	Wurde der Beteiligungsgegenstand, 
die Ziele und der Gestaltungsspielraum 
von Beginn an deutlich kommuniziert? 
Wurden auch die Grenzen der Beteiligung 
benannt? Wie?

•	Auf welche Weise wurde vermittelt, wie 
die Ergebnisse der Beteiligung in den  
politischen Entscheidungsprozess  
einfließen? Wurden die Entscheidungen 
abgewogen, begründet und verbindlich 
umgesetzt?

Leitfragen der (Selbst-)Evaluation

Zusätzlich prüfen Sie in der (Selbst-)Evaluation, ob die spezifischen Ziele 
des Beteiligungsverfahrens erreicht wurden:

•	Haben die eingesetzten Formate zur Zielerreichung beigetragen?
•	Wurden die Zielgruppen erreicht und mobilisiert?
•	Inwieweit wurde die Öffentlichkeitsbeteiligung als fairer Prozess wahrgenommen?

Und vergessen Sie nicht: Bevor Sie sich ins nächste Beteiligungsprojekt stürzen, 
sollte der Erfolg des abgeschlossenen Projektes gefeiert werden! Auch wenn nicht 
alles perfekt lief, haben Sie mit dem Beteiligungsprozess einen wichtigen Beitrag
 zur Stärkung der Beteiligungskultur in Köln geleistet. 
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Klare Ziele und  
Gestaltungsspielraum

Auseinandersetzung mit
Ergebnissen

Lernen und 
Weiterentwicklung

Geeignete  
Ansprache

Information und 
Kommunikation

Qualitätsstandards  
für eine gute 

Öffentlichkeits- 
beteiligung

Respektvolle und 
faire Zusammenarbeit

Praxistipp: Retro-Workshop

Eine Retrospektive kann in Form eines Workshops durchgeführt werden. 
Im Projektteam wird gemeinsam reflektiert:

1. Projektüberblick: Worum ging es? (Zeitraum, Team, Ziel)
2. Erfolge: Was lief gut? Welche Meilensteine wurden erreicht?
3. Herausforderungen: Wo gab es Probleme? Welche Lösungen gab es?
4. Teamarbeit: Was lief gut? Was könnte besser werden?
5. Learnings: Welche Erkenntnisse haben wir gewonnen?
6. Ausblick: Welche nächsten Schritte und Ideen gibt es?
7. Dank: Anerkennung und Wertschätzung für alle Beteiligten



Damit wir vom Gleichen 
sprechen: Glossar

In einem Beteiligungsverfahren sind Akteur*innen die Personen, 
Gruppen oder Organisationen, die an dem Verfahren beteiligt sind, 
Einfluss darauf nehmen oder Entscheidungen treffen. Sie spielen 
verschiedene Rollen und haben unterschiedliche Interessen, Ziele 
und Verantwortungen. 

Jede*r Akteur*in bringt eigene Perspektiven, Anliegen und  
Einflussmöglichkeiten mit in das Beteiligungsverfahren ein.  
Ein erfolgreiches Beteiligungsverfahren berücksichtigt diese  
Vielfalt und sorgt für eine transparente und faire Mitwirkung  
aller relevanten Akteur*innen.

Akteur*innen in 
einem Beteili-
gungsverfahren

Gesetzliche Öffentlichkeitsbeteiligung ist eine Form der Beteili-
gung, die rechtlich vorgeschrieben und formal geregelt ist. Sie ist in 
Gesetzen, Verordnungen oder Satzungen festgelegt und muss bei 
bestimmten Planungen oder Entscheidungen verpflichtend durch-
geführt werden. Beispiele sind: Bauleitplanung, Beteiligung bei 
Infrastrukturprojekten nach dem Baugesetzbuch.

Ein Begleitgremium ist in einem Beteiligungsverfahren eine Art 
Arbeits- oder Steuerungsgruppe, die den Prozess unterstützt,  
überwacht und mitgestaltet. Es setzt sich in der Regel aus Vertre-
ter*innen unterschiedlicher Gruppen zusammen, zum Beispiel  
Bürger*innen, Vereinen, Verwaltung, Politik, Fachleuten oder  
Initiativen. Es berät die Projektverantwortlichen, gibt Feedback  
zu (Zwischen-)Ergebnissen und fördert den Austausch zwischen 
allen Beteiligten. Ein Begleitgremium kann auch „Spurgruppe“  
oder „Beratungsgremium“ oder „Beirat“ genannt werden.

Begleitgremium

Gesetzliche  
beziehungsweise 
formale Öffentlich-
keitsbeteiligung

Eine aufsuchende Beteiligung ist eine Form der Bürger*innenbetei-
ligung, bei der die Initiator*innen des Beteiligungsverfahrens – also 
die Verwaltung – aktiv auf die Menschen zugehen, anstatt darauf zu 
warten, dass diese selbst kommen oder sich melden. Das bedeutet 
konkret: Statt zum Beispiel eine Beteiligungsveranstaltung in einer 
Stadthalle anzukündigen und zu hoffen, dass Leute kommen, gehen 
die Beteiliger*innen direkt in die Stadtteile, Nachbarschaften oder 
zu bestimmten Gruppen, um mit ihnen ins Gespräch zu kommen. 
Das kann durch persönliche Gespräche, Hausbesuche, Informati-
ons- und Beratungsstände an öffentlichen Plätzen oder mobile  
Elemente wie unser städtisches Meinungs-Mobil oder Pop-Up-
Labor geschehen.

Das Anregungsrecht ist eine Möglichkeit für Kölner*innen im  
Rahmen der Leitlinien für Öffentlichkeitsbeteiligung: Sie können  
zu allen Beschlussvorlagen unserer Verwaltung eine Öffentlich-
keitsbeteiligung anregen. Das Fachamt gibt eine Einschätzung zu 
der Anregung. Die Entscheidung trifft weiterhin das zuständige 
politische Gremium.

Aufsuchende 
Beteiligung

Anregungsrecht

Beispielhafte Akteur*innen 
sind:
•	Bürger*innen
•	Politische 

Entscheidungsträger*innen
•	Verwaltungsmitarbeitende 

•	Fachleute und Expert*innen
•	Interessengruppen und 

Verbände
•	Unternehmen und Investoren
•	Medien

Freiwillige Öffentlichkeitsbeteiligung ist eine Beteiligungsform, die 
nicht gesetzlich vorgeschrieben ist, sondern aus eigenem Antrieb 
durchgeführt wird. Sie ist also freiwillig, um die Öffentlichkeit früh-
zeitig und aktiv in Planungen oder Projekte einzubeziehen, auch 
wenn keine rechtliche Verpflichtung dazu besteht. Als verbindliches 
Rahmenwerk hat unser Stadtrat am 18. Juni 2020 die „Leitlinien für 
Öffentlichkeitsbeteiligung der Stadt Köln“ beschlossen, die dafür 
sorgen, dass die Beteiligung der Kölner*innen auf einer klaren und 
verlässlichen Grundlage stattfindet. Die Leitlinien legen fest, wie 
Beteiligungsverfahren strukturiert werden und welche Standards 
sie in Bezug auf Qualität erfüllen müssen. Außerdem geben sie vor, 
dass die Planung eines Beteiligungsverfahrens in einem Beteili-
gungskonzept beschrieben werden muss.

Freiwillige 
beziehungsweise 
informelle Öffent-
lichkeitsbeteiligung
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Multiplikator*innen in Beteiligungsverfahren sind Personen oder 
Gruppen, die Informationen, Botschaften oder Ergebnisse eines 
Beteiligungsprozesses an eine größere Zielgruppe weitervermitteln 
und damit den Beteiligungsprozess unterstützen. Sie motivieren 
und animieren andere zum Mitmachen und helfen häufig dabei, 
Zielgruppen zu erreichen, die sonst schwer oder gar nicht erreich-
bar wären. Durch ihr Vertrauensverhältnis zu diesen Zielgruppen 
nehmen Sie eine wichtige Vermittlerfunktion in Beteiligungsver-
fahren ein.

Beispiele für Multiplikator*innen:

•	Vereinsvorstände oder Mitglieder lokaler Organisationen
•	Lehrer*innen
•	Jugend- oder Senior*innen-Gruppen
•	Nachbarschaftsinitiativen
•	Die Kölner Interkulturelle Zentren
•	Die Kölner Sozialraumkoordinator*innen

Multiplikator*innen 
in einem Beteili-
gungsverfahren

Die in den Leitlinien für Öffentlichkeitsbeteiligung genannten  
Qualitätsstandards definieren die Anforderungen an Beteiligungs-
verfahren in Köln. Jede einzelne Öffentlichkeitsbeteiligung muss 
sich an diesen Standards messen lassen. Und alle Akteur*innen 
innerhalb einer Öffentlichkeitsbeteiligung arbeiten auf das  
Erreichen dieser Ziele hin.

Die Qualitätsstandards lauten:

•	Respektvolle und faire Zusammenarbeit 
•	Frühzeitige und transparente Information und Kommunikation
•	Geeignete Ansprache aller interessierten beziehungsweise  

betroffenen Kölner*innen
•	Klare Ziele und abgegrenzter Gestaltungsspielraum
•	Verlässliche und verbindliche Auseinandersetzung mit den 

Ergebnissen 
•	Andauerndes Lernen und inhaltliche Weiterentwicklung 

Qualitätsstandards 
für Öffentlichkeits-
beteiligung
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Kommen Sie mit Ihren Fragen 
und Anliegen gerne auf uns zu!

Kontakt
Amt des Oberbürgermeisters 
Stadtgesellschaft, Events und Medien 
Büro für Öffentlichkeitsbeteiligung 
Brückenstr. 5–11, 50667 Köln 
T: 0221 221 31122 
oeffentlichkeitsbeteiligung@stadt-koeln.de 
www.meinungfuer.koeln
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